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*************************************************************************** 
Laut ‹Allgemeine Erklärung der Menschenrechte›, verkündet von der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 10. Dezember 1948, 

herrscht eine allgemeine ‹Meinungs- und Informationsfreiheit› vor, und dieses unumschränkte Recht gilt weltweit und absolut für jeden 
einzelnen Menschen weiblichen oder männlichen Geschlechts jeden Alters und Volkes, jedes gesellschaftlichen Standes wie auch in 

bezug auf rechtschaffene Ansichten, Ideen und jeglichen Glauben jeder Philosophie, Religion, Ideologie und Weltanschauung: 
 

Art. 19 Menschenrechte 
Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsäusserung; dieses Recht umfasst die Freiheit, Meinungen 

unangefochten anzuhängen und Informationen und Ideen mit allen Verständigungs- 
mitteln ohne Rücksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten. 

 
Ansichten, Aussagen, Darstellungen, Glaubensgut, Ideen, Meinungen sowie Ideologien jeder Art in Abhandlungen, Artikeln  

und in Leserzuschriften usw. müssen in keiner Art und Weise zwingend identisch mit dem Gedankengut und den 
Interessen, mit der ‹Lehre der Wahrheit, Lehre der Schöpfungsenergie, Lehre des Lebens›, wie auch nicht in 
irgendeiner Sachweise oder Sichtweise mit dem Missionsgut und dem Habitus der FIGU verbindend sein. 

================================================================================== 
================================================================================== 

Für alle in den FIGU-Zeitzeichen und anderen FIGU-Periodika publizierten Beiträge und Artikel verfügt die 
FIGU über die notwendigen schriftlichen Genehmigungen der Autoren bzw. der betreffenden Medien! 

**************************************************************************************** 
Auf vielfach geäusserten Wunsch aus der Zeitzeichen-Leserschaft sollen in den Zeitzeichen zur Orientierung der 

Rezipienten laufend Auszüge diverser wichtiger Belange aus neuest geführten Kontaktgesprächsberichten 
veröffentlicht werden, wie nach Möglichkeit auch alte sowie neue Fakten betreffs weltweit bösartig mit 

Lügen, Betrug, Verleumdung und Mordanschlägen gegen BEAM geführte Kontroversen. 
 
********************************************************************************** 

 
 

Neutralitätsinitiative: Kommission sagt Nein – Befürworter halten Kurs. 
Die Kommission des Schweizer Nationalrats lehnt die Neutralitätsinitiative 
und einen Gegenvorschlag ab. Die Initianten pochen dennoch auf eine klare 
Verankerung der bewaffneten Neutralität in der Bundesverfassung. 

18. Februar 2026 von DF 
 
Die Aussenpolitische Kommission des Schweizer Nationalrates (APK-N) empfiehlt dem Nationalrat, die 
Neutralitätsinitiative abzulehnen. Der Entscheid fiel mit 15 zu 10 Stimmen. Mit dem gleichen Stimmenver-
hältnis beantragt die Kommission auch ein Nein zu einem direkten Gegenvorschlag. 
Die überparteiliche Initiative verlangt, die immerwährende, bewaffnete Neutralität ausdrücklich in der Bun-
desverfassung zu verankern. Der Ständerat hatte zuvor einen direkten Gegenvorschlag beschlossen. Dieser 
will zwar die dauerhafte, bewaffnete Neutralität in der Verfassung festschreiben, sieht jedoch keine Ein-
schränkungen bei Sanktionen vor. Aus Sicht der Befürworter greift dieser Ansatz zu kurz, da er zentrale 
Anliegen der Initiative nicht aufnimmt. 
Die Mehrheit der APK-N verweist auf die aktuellen geopolitischen Herausforderungen und spricht sich für 
eine flexible Handhabung der Neutralität aus. Ein zu enger Verfassungsrahmen könne den Handlungsspiel-
raum von Bundesrat und Parlament einschränken. 



FIGU-SONDER-ZEITZEICHEN,	Nr.	191,	März/1	2026 2 

Die Initianten hingegen sehen gerade in einer klaren Verfassungsnorm eine Stärkung der Rechtssicherheit 
und der Glaubwürdigkeit der Schweiz im Ausland. Angesichts internationaler Spannungen brauche es ein-
deutige Leitplanken, um die Neutralitätspolitik langfristig zu sichern. 
Als Nächstes befasst sich der Nationalrat mit der Vorlage. Hält er an der ablehnenden Haltung fest und ver-
wirft auch den Gegenvorschlag, kommt die Initiative ohne Alternative vors Volk und die Stände. Obsiegt sie 
an der Urne, dann erlangt sie Rechtskraft – auch gegen den Willen von Parlament und Regierung (Bundes-
rat). Damit liegt das letzte Wort über die künftige Ausgestaltung der Neutralität bei den Stimmberechtigten. 
Quelle: Blick: Kommission lehnt Neutralitätsinitiative ab - 17. Februar 2026 
Quelle: https://transition-news.org/neutralitatsinitiative-kommission-sagt-nein-befurworter-halten-kurs 
 
 

Kostenlose Poster zur Überbevölkerung – Free posters on overpopulation 
– Poster mit BEAM-Büchern – Posters featuring BEAM books – Petition 

für einen globalen Geburtenstopp – Petition for a Global Birth Stop 

 
Poster Überbevölkerungs-Zitate Nr. 1 

Herunterladen – Ausdrucken – Verbreiten: 
https://de.figu.org/sites/default/files/inhalt/shop/poster/Poster-

%C3%9Cberbev%C3%B6lkerung-deutsch_neu2.pdf 
 

 
Poster Overpopulation Quotes #1 

Download – Print – Share: 
https://de.figu.org/sites/default/files/inhalt/shop/poster/Poster-

%C3%9Cberbev%C3%B6lkerung-deutsch_neu2.pdf 
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Poster Überbevölkerungs-Zitate Nr. 2 
Herunterladen – Ausdrucken – Verbreiten: 

https://freundderwahrheit.de/poster_ueberbevoelkerung_deutsch_2.pdf 
 

 
Poster Overpopulation Quotes #2 

Download – Print – Share: 
https://freundderwahrheit.de/poster_ueberbevoelkerung_englisch_2.pdf 

 

 
Poster BEAM-Bücher 

https://de.figu.org/sites/default/files/inhalt/shop/poster/Poster-BEAM-B%C3%BCcher.pdf 
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Petition für einen globalen Geburtenstopp – Petition for a Global Birth Stop: 
Ansehen und unterschreiben – Read and sign: 

https://www.change.org/p/%C3%BCberbev%C3%B6lkerung-globaler-geburtenstopp-jetzt-
overpopulation-global-birth-stop-now 

 
 

 
18.2.2026 

 

Satelliten und Raketen verschmutzen die Atmosphäre  
immer mehr. Dem Vorsorgeprinzip folgend, müsste die Raumfahrt  

reguliert werden. Doch dafür fehlt das nötige Wissen. 
Martina Frei 

 
Raketenstarts werden in den kommenden Jahren stark zunehmen. Bis 2030, so eine Schätzung, könnten 
50’000 zusätzliche Satelliten im Orbit kreisen (siehe erster Teil dieses Artikels ‹Raketenstarts werden explo-
dieren›). Wie stark beeinflusst die Raumfahrt das Klima auf der Erde? Auf diese Frage haben Wissenschaftler 
noch keine Antwort. 
Ihr erstes Problem: «Es ist ziemlich schwierig, an Daten zu kommen. Die Industrie ist da sehr zurück-
haltend», sagt der Raumfahrtingenieur und Umweltwissenschaftler Loïs Miraux. 
Der Luft- und Raumfahrtingenieur Jan-Steffen Fischer von der Universität Stuttgart relativiert: «In Europa 
sind die Firmen kooperativ. Die Europäische Raumfahrtorganisation ESA hängt das Thema hoch.» Die US-
Firma Space X dagegen betreibe zwar eigene Forschung, «aber als Wissenschaftler erfährt man davon fast 
nichts». 
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Links im Balkendiagramm die Anzahl der in den Weltraum beförderten Objekte.  

Rechts grafisch dargestellt die Zunahme an Fragmenten, die im Orbit unterwegs sind.  
© Nasa, Offive of Inspector General 

 
Um eigene Messungen vorzunehmen, fliegen die Wissenschaftler zum Beispiel mit einem Flugzeug durch 
den Abgasstrahl einer Rakete. Auch Flüge möglichst nahe an der Stratosphäre sind eine Möglichkeit. Oder 
die Forscher befestigen Messinstrumente hinten an einer Rakete, testen ein Triebwerk im Prüfstand oder 
ziehen Satellitendaten heran. 
 

«Noch sehr viel Unsicherheit» 
Das zweite Problem: Wer die Klima- und Umweltfolgen der Raumfahrt global abschätzen will, muss vieles 
mathematisch modellieren. «Da gibt es noch viele Unbekannte», sagt Loïs Miraux. «Die Wissenschaft 
braucht Zeit – aber währenddessen werden mehr und mehr Raketen und Satelliten in den Orbit geschickt. 
Dadurch verändern sich die Parameter laufend.» 
«Da ist noch sehr viel Unsicherheit vorhanden», bestätigt auch Jan-Steffen Fischer. Früher, als es erst wenige 
Raketenstarts gab, sei diese Forschung als nicht relevant erachtet worden. «Man ging davon aus, dass so 
wenige Raketenstarts nichts ausmachen.» 
Das ist einer der Gründe, weshalb die Raumfahrt bisher kaum reguliert ist. Ein anderer sind die starken 
kommerziellen und politischen Interessen. Elon Musks Starlink-Verbund wäre von Einschränkungen derzeit 
wohl am stärksten betroffen.  
Würde beispielsweise der Russ-Ausstoss gesetzlich geregelt, könnte dies zu herben finanziellen Verlusten 
führen. Denn Raketen zu entwickeln ist aufwändig und kostspielig, darum bleiben sie so lange wie möglich 
im Einsatz. Die Ariane 5 zum Beispiel hob 1996 zum ersten Mal ab. Ihren letzten Flug absolvierte sie 2023. 
Space X’s wiederverwendbare, Kerosin-getriebene Falcon-9-Raketen haben Fischer zufolge aktuell bereits 
30 Flüge gemacht.  
 

«Laissez-faire Regime» gegenüber der Industrie 
Im ‹Journal of Space Safety Engineering› schrieb der US-Wissenschaftler Martin Ross von der Aerospace-
Corporation von einem ‹Laissez-faire Regime› gegenüber der Raumfahrtindustrie und forderte: «Die Emis-
sionen müssen verstanden werden, damit politische Entscheidungsträger richtig einschätzen können, wie 
der Nutzen des Weltraums maximiert und gleichzeitig die globalen Auswirkungen minimiert werden 
können.» 
Diesen Nutzen betonen auch Loïs Miraux und Jan-Steffen Fischer: Erdbeobachtung, Telekommunikation, 
Klimaforschung, Navigation, Landwirtschaft, Astronomie – bei all dem helfen die Raumfahrt und die Satel-
liten. «Aber welche Dimensionen sind nötig?», fragt Fischer. Eine Regulierung auf internationaler Ebene 
durchzusetzen, hält er für «wahrscheinlich unmöglich. Zuerst einmal sollten wir wissen, was wir regulieren 
müssen.» 
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Forschungsgelder in den USA gekürzt 
Inzwischen gebe es zwar verschiedene Forschungsprojekte zu den Klima- und Umweltfolgen der Raumfahrt, 
etwa bei der Europäischen Raumfahrtbehörde oder der EU, aber «die meisten laufen erst an». In den näch-
sten Jahren werde sich da viel tun, ist Fischer überzeugt. In den USA hingegen werden die staatlichen För-
dergelder für diese Forschung derzeit gekürzt. 
Miraux plädiert bereits jetzt für eine Regulierung. Trotz aller Ungewissheiten gebe es schon heute Hinweise, 
was besonders schädlich sein könnte. Auch wenn die Weltraumaktivitäten derzeit – verglichen mit anderen 
Industriesektoren – nur einen kleinen Beitrag zum Ozonabbau und zum Klimawandel beitragen würden, 
könnte das schnelle und kontinuierliche Wachstum schwerwiegende Folgen haben, sowohl für das Weltall 
als auch für die Erde, warnt er. Sein Argument: «Wir sollten dem Vorsorgeprinzip folgen. Noch ist es nicht 
zu spät, den Weltraumverkehr zu regulieren.» Dies sollte jedoch schrittweise erfolgen, schlägt er vor, um 
Unterbrechungen zu vermeiden und um den Betrieb wichtiger Anwendungen aufrechtzuerhalten. 
 

Verglühende Satelliten setzen ein Potpourri von Partikeln frei 
Die Emissionen während des Flugs – bei wiederverwendbaren Raketen auch bei der Rückkehr – sind für 
die Forscherinnen und Forscher nur ein Aspekt. Ein anderer sind die Raketen für den Einmalgebrauch sowie 
die Satelliten. «Starlink-Satelliten beispielsweise kommen spätestens nach fünf Jahren wieder zur Erde 
zurück», sagt Fischer.  
Allein von 2020 bis 2022 verglühten laut den Daten, auf die Eloise Marais bei ihren Berechnungen der 
Raketen-Verbrennungsprodukte zurückgriff, 3622 Objekte. Sie befasst sich als Professorin für Atmosphäri-
sche Chemie und Luftqualität am University College in London mit der Umweltverschmutzung durch Rake-
ten. Beim Verglühen setzen Satelliten «einen chemischen Zoo von Partikeln» in der Mesosphäre frei. 
«Früher oder später kommen alle Satelliten, die in den erdnahen Orbit transportiert wurden, wieder herun-
ter», sagt Miraux. «Welche Folgen die dabei entstehenden Partikel und reaktiven Stickoxid-Gase hätten, sei 
völlig unklar.  
 

«Da waren viele erstaunt» 
Um mehr herauszufinden, unternahm die Nasa Ende Winter 2022/2023 über Alaska Messflüge in bis zu 
19 Kilometer Höhe. Denn Partikel in der Mesosphäre werden im Winter in Richtung der beiden Erdpole 
‹ausgewaschen›. Das Wissenschaftler-Team, dem auch Ross angehörte, fand in den Luftproben über 20 
Elemente, die auf den Wiedereintritt von ausgedienten Raumfahrzeugen oder Satelliten zurückgingen. Dar-
unter befanden sich Aluminium, Lithium, Kupfer und Blei, berichtete das Team in der Zeitschrift ‹PNAS›.  
Etwa zehn Prozent der Aerosol-Partikel in der Stratosphäre enthielten demnach Elemente aus der Raum-
fahrt. «Das ist viel. Da waren viele erstaunt», sagt Fischer.  
 

Verschmutzung des Nachthimmels 
Loïs Miraux hegt weitere Bedenken: «Für einige astronomische Beobachtungen ist die zunehmende Ver-
schmutzung des Nachthimmels durch grosse Satelliten-Netzwerke problematisch.» Denn diese reflektieren 
das Sonnenlicht, hinterlassen Lichtspuren und senden Radiosignale aus. Für astronomische Entdeckungen 
brauche es aber einen klaren, nicht verschmutzten Himmel – und keine Ideen wie künstliche Monde, die 
nachts aus dem All herab ganze Städte beleuchten sollen, ‹Space-Graffiti› oder leuchtende ‹Werbetafeln› 
im All. 
«Künstliche Weltraumobjekte, darunter Satelliten und Weltraumschrott, sind bereits jetzt für einen neuen 
Himmelsaufhellungseffekt verantwortlich, der die Helligkeit des Nachthimmels um bis zu zehn Prozent über 
das natürliche Niveau erhöht», zitiert Miraux in ‹Science of The Total Environment› einen Kollegen.  
Zudem sind Ross zufolge weitere Folgen der Raumfahrt erkennbar: Löcher in der Ionosphäre, Wolkenbil-
dung in der oberen Atmosphäre und Veränderungen in der Zusammensetzung der oberen Atmosphäre. 
Dies seien vom Menschen verursachte ‹Weltraumklimaveränderungen›. Beeinflussung der Funkwellenaus-
breitung, der Strahlungsintensität von Wolken in grosser Höhe und der Luftdichte im erdnahen Orbit, ver-
ursacht durch Emissionen aus der Raumfahrt, seien potenzielle Risiken, die weiterer Untersuchungen 
bedürften. 
 

Risiken durch Weltraum-Abfall nehmen zu 
Dazu addieren sich Trümmerteile von Kollisionen, Explosionen und anderen ‹abnormen Ereignissen› im 
Weltall. Die Europäische Raumfahrtagentur Esa weiss bisher von 650 solchen Vorfällen, bei denen Satelliten 
oder andere Objekte zerschellten. Rund 54'000 Fragmente mit einer Grösse von mehr als zehn Zentimetern 
fliegen ihr zufolge aktuell im Orbit herum – mit einer Geschwindigkeit von circa 15 Kilometern pro Sekunde. 
Dazu kommen etwa 1,2 Millionen ein bis zehn Zentimeter kleine Teile sowie 140 Millionen noch kleinere 
Fragmente. 
«Eine Kollision mit grossen Trümmerteilen führt zum vollständigen Auseinanderbrechen des Raumschiffs 
und erzeugt dabei wiederum Tausende weiterer Trümmerteile», warnte Loïs Miraux in seinem Artikel in 
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‹Science of The Total Environment›. Selbst Teilchen in Salzkorngrösse bergen ein Risiko, weil sie Raumfahrt-
anzüge durchlöchern können, erläuterte die Nasa in einem Bericht. Dort illustrierte sie das zunehmende 
Problem mit dem ‹Weltraum-Abfall›. 
Um das Kollisionsrisiko zu verkleinern, sollen ausgediente Satelliten künftig anstatt 25 nur noch maximal 
5 Jahre im Orbit verbleiben dürfen, bevor sie zur Erde zurückkehren. So lautet ein Vorschlag. Das würde 
angesichts der Pläne von Elon Musk und weiteren Firmen bedeuten, dass künftig täglich zurückkehrende 
Objekte in der Erdatmosphäre verglühen würden. «Welche Folgen das hat, ist völlig unklar», sagt Miraux. 
«Am Ende könnte der Griff nach den Sternen einen unerträglichen Preis für die Umwelt der Erde kosten.» 
 

 
 

Links die Auswirkungen der Raumfahrt auf die verschiedenen Schichten der Atmosphäre: Verglühende Satelliten, 
Lichtverschmutzung und Verschmutzung durch den Raketenantrieb. Rechts die Vorhaben, die in Planung oder 
angedacht sind: Grosse Satelliten-Netzwerke, Asteroiden-Minen, Solaranlagen, Weltraumtourismus. © L. Miraux, 

‹Science of the Total Environment› 2022 
 
 

 
 

München, 2007: Der Tag, an dem dem Westen Nein gesagt wurde 
Gerry Nolan, Februar 18, 2026 

 
Sie tun gern so, als sei alles aus dem Nichts gekommen. 
Sie mögen das Gute-Nacht-Märchen: Europa brummte friedlich vor sich hin in seinem posthistorischen 
Spa – offene Grenzen, billige Energie, die NATO als Wohltätigkeitsverein, Russland als Tankstelle mit Fahne 
… und dann, eines Tages, trat der Barbar ohne jeden Grund die Tür ein. 
Diese Geschichte ist nicht nur unehrlich. Sie ist operativ. Es ist die Propaganda, die man sich selbst erzählt, 
damit man die Sucht fortsetzen kann, ohne jemals zuzugeben, wie selbstzerstörerisch sie ist. 
Denn die Wahrheit ist hässlicher – und weitaus belastender: 
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In München, am 10. Februar 2007, stand Wladimir Putin auf der schmeichelhaftesten Bühne, die das atlan-
tische System besitzt – der Sicherheitskonferenz, auf der westliche Funktionäre sich selbst für die Aufrecht-
erhaltung von ‹Ordnung› applaudieren – und legte ihnen ins Gesicht das Skelett der kommenden Katastro-
phe dar. Er flüsterte es nicht in einem Hinterkanal. Er benutzte das Mikrofon, um dringend benötigte Medi-
zin zu verabreichen, so schwer sie für das Imperium auch zu schlucken sein mochte. 
Er signalisierte sogar, dass er nicht das übliche höfliche Theater spielen würde – jenes, bei dem man sich 
öffentlich zustimmt und sich in geheimen Anhängen gegenseitig ersticht. Er sagte, das Format erlaube ihm, 
«angenehme, aber leere diplomatische Floskeln» zu vermeiden. 
Und dann tat er das Unverzeihliche – (Schock!) – er beschrieb das Imperium als Imperium. 
Er benannte den unipolaren Rausch – jene Nach-Kaltem-Krieg-Halluzination, dass die Geschichte beendet 
sei, dass die Macht ihren endgültigen Besitzer gefunden habe, dass die NATO sich endlos ohne Konsequen-
zen ausdehnen könne, dass internationales Recht für die Vollstreckerklasse optional und für alle anderen 
verpflichtend sei. 
Putins Kernargument war brutal einfach: Ein unipolares Modell ist nicht nur inakzeptabel, es ist unmöglich. 
Nicht ‹unfair›. Nicht unhöflich. Unmöglich. 
(Eine Welt mit) «einem Zentrum der Autorität, einem Zentrum der Kraft, einem Zentrum der Entscheidungs-
findung» ist eine Welt, in der Sicherheit privatisiert wird – in der die Starken sich das Recht vorbehalten, 
Regeln auszulegen (mit Ausnahmen für sich selbst), und die Schwachen angewiesen werden, das als Moral 
zu akzeptieren. (Und ja, er formulierte es genauso – ein Zentrum, eine Kraft, eine Entscheidung – die Archi-
tektur der Dominanz.) 
Und wenn man eine solche Welt aufbaut, tun alle anderen das einzig Rational Verbleibende: Sie hören auf, 
darauf zu vertrauen, dass die Wand des Rechts sie schützt, und beginnen, sich für ihr Überleben zu be-
waffnen. 
Putin sagte es offen: Wenn Gewalt zur Standardsprache wird, «regt sie ein Wettrüsten an». 
Hier schnitt die westliche Klientel-Medienlandschaft – professionell unredlich wie immer – ein oder zwei 
scharfe Sätze heraus und verpasste den grösseren Punkt: München 2007 war kein ‹Putin wütet›. Es war 
Russland, das seine roten Linien vor der Klasse veröffentlichte. 
Und dann kam der Teil, der den Raum hätte erstarren lassen müssen. Putin benannte es – NATO-Erweite-
rung. 
Er argumentierte nicht nostalgisch. Er argumentierte als Provokation – als bewusste Reduktion von Vert-
rauen. Er stellte die Frage, die kein westlicher Führer ehrlich beantwortet: 
«Gegen wen richtet sich diese Erweiterung?» 
Und dann setzte er die Klinge an: Was ist aus den Zusicherungen geworden, die nach der Auflösung des 
Warschauer Pakts gegeben wurden? «Niemand erinnert sich mehr daran.» 
Dieser Satz ist wichtig, weil er über blosse Beschwerde hinausgeht – er ist ein Fenster in Russlands Sicht 
auf die Nach-Kaltem-Krieg-Ordnung: nicht als Partnerschaft, sondern als fortgesetzte Täuschung. NATO 
ausweiten, offensive Infrastruktur verlegen, und es dann ‹defensi› nennen. Basen bauen, Übungen durch-
führen, Waffensysteme integrieren – und der anderen Seite Paranoia vorwerfen, wenn sie es bemerkt. 
Putins Formulierung war klar: Die NATO-Erweiterung «stellt eine ernste Provokation dar, die das Mass an 
gegenseitigem Vertrauen reduziert» 
Nun halte inne und betrachte die Psychologie des Westens in diesem Raum. Sie hörten keine Warnung. Sie 
hörten Dreistigkeit. Sie hörten kein ‹Sicherheitsdilemma›. Sie hörten: «Wie kannst du es wagen, wie ein Glei-
cher zu sprechen?» 
Das ist der kulturelle Defekt im Kern des atlantischen Projekts: Es glaubt seine eigene Grundlüge und kann 
Souveränität bei anderen nicht verarbeiten, ohne sie als Aggression zu behandeln. 
So wurde München 2007 in der westlichen Erinnerung nicht zum Moment, in dem Russland die Wahrheit 
sagte – sondern zum Moment, in dem Russland ‹sein Blatt zeigte›. Die Implikation: Russlands ‹Blatt› war 
böse, und daher sei jede Reaktion darauf gerechtfertigt. Genauso schlafwandelt man in die Katastrophe. 
 

Die eigentliche Prophezeiung: keine Mystik – Mechanik 
Was an Putins Rede prophetisch war, ist nicht, dass er eine Kristallkugel hatte. 
Es ist, dass er die Anreizstruktur des Westens verstand: 
• Ein Sicherheitssystem, das sich per Definition ausdehnt (NATO), braucht per Definition Bedrohungen. 
• Eine unipolare Ideologie braucht Ungehorsam, den sie bestrafen kann, sonst bricht der Mythos zusam-

men. 
• Eine regelbasierte Ordnung, die ihre eigenen Regeln bricht, muss ständig narrative Deckung produzie-

ren. 
• Ein Wirtschaftsmodell, das seine Industrie auslagert und „billige Stabilität“ importiert, muss Energie-

routen, Lieferketten und Gehorsam sichern – durch Finanzmittel, durch Sanktionen, durch Gewalt. 
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Putin sagte: Man kann keine globale Sicherheitsarchitektur auf Demütigung bauen und erwarten, dass sie 
stabil bleibt. Russland hatte das Wrack Jugoslawiens, Afghanistans und des Irak erlebt – und wusste, dass 
dieses Drehbuch immer wieder angewendet würde: in Georgien, in Syrien, in Libyen, im Iran und schliess-
lich gegen Russland selbst, wenn Putin nichts unternehme. 
Er sagte auch – und hier beschleunigt sich die russophobe Massenhysterie –, dass Russland keine unterge-
ordnete Rolle in seiner eigenen Nachbarschaft akzeptieren werde, an seinen eigenen Grenzen, unter dem 
militärischen Schirm eines Möchtegern-Hegemons. 
Hier greift der westliche Katechismus: ‹Nachbarschaft› heisst ‹Einflusssphäre›, wenn Russland es sagt – und 
‹Sicherheitsgarantien›, wenn Washington es sagt. Und so lief die Hysteriemaschine an. 
Man sah es in der unmittelbaren Reaktion: Westliche Eliten, darunter Merkel und McCain, behandelten die 
Rede als Beleidigung statt als Verhandlungsangebot. Man sah es in den folgenden Jahren – die stetige Nor-
malisierung der Vorstellung, dass Russlands Sicherheitsbedenken illegitim seien und daher mit morali-
schen Belehrungen folgenlos ignoriert werden könnten. Ignorieren, ausdehnen, beschuldigen, wiederholen. 
 

München, 13. Februar 2026: Merz gesteht, dass die Ordnung tot ist – und nennt es ‹Unsicherheit› 
Zeitsprung. Gleiche Stadt. Gleiche Konferenz. Gleiche westliche Liturgie – nur mit mehr Panik in den Augen. 
Bundeskanzler Friedrich Merz murmelte mit performativer Tapferkeit, die Weltordnung, auf die wir uns ver-
lassen hätten, sei nicht mehr da. Er rahmte die Nach-Kaltem-Krieg-‹regelbasierte Ordnung› als faktisch zer-
fallen und bat beinahe um einen Neustart der transatlantischen Beziehungen. 
Er ging weiter: Sprach von einer stärkeren europäischen Verteidigungshaltung und verwies auf Gespräche 
mit Frankreich über ein europäisches nukleares Abschreckungskonzept, einen ‹europäischen Nuklear-
schirm›. 
Und dann kam der Satz, der als Beweisstück A in den Marmor der Münchner Konferenzhalle gemeisselt 
werden sollte: Merz argumentierte, in dieser Ära werde selbst die Vereinigten Staaten «nicht mächtig genug 
sein, allein zu handeln». 
Lies das noch einmal. 
Der BlackRock-Kanzler auf dem spirituellen Heimatboden der NATO sagt im Grunde: Das Imperium ist 
überdehnt, die alten Gewissheiten sind Illusion, und Europa wird im Regen stehen gelassen. Strategischer 
Schwindel! 
Und genau das meinte Putin 2007: Wenn eine Achse versucht, sich als Eigentümer des Planeten aufzuspie-
len, akkumulieren sich die Kosten – Kriege, Rückschläge, Wettrüsten, zerrüttetes Vertrauen –, bis das System 
unter seinen eigenen Widersprüchen wankt. 
Merz bat Berichten zufolge die USA und Europa, das transatlantische Vertrauen «zu reparieren und wieder-
zubeleben». Mit welcher Währung repariert man Vertrauen? 
Vertrauen wird nicht durch Reden repariert. Vertrauen wird repariert, indem man die toxischen und suizida-
len Verhaltensweisen umkehrt, die es zerstört haben. 
Und genau diese Verhaltensweisen benannte Putin 2007: 
• militärische Blöcke an die Grenzen einer anderen Macht ausdehnen, 
• internationales Recht wie ein Menü behandeln, 
• wirtschaftlichen Zwang als Waffe einsetzen, 
• und dann so tun, als seien die Konsequenzen ‹unprovoziert›. 

 
Europa keucht nun unter der Rechnung dieser Politik: industrieller Stress, Energieunsicherheit, strategische 
Abhängigkeit – und eine politische Klasse, die nicht zugeben kann, wie sie hierher kam, ohne sich selbst 
anzuklagen. 
Also statt Beichte gibt es moralische Performance. Statt Strategie gibt es Hysterie und Karikatur-Slogans. 
Statt Friedensarchitektur gibt es Eskalationsmanagement – die Kunst, auf die Klippe zuzugehen und es 
Abschreckung zu nennen. 
Merz Bemerkungen unterstreichen, dass Europa gezwungen ist, ein härteres Sicherheitsumfeld und grösse-
re Verantwortung zu erwägen – alles selbst verschuldet –, doch es rahmt die Russlandfrage weiterhin im 
moralistischen Tonfall. 
Und genau das ist die Tragödie: Sie spüren die tektonischen Platten unter sich, rezitieren aber weiterhin 
die alten Gebete, die das Erdbeben heraufbeschworen haben. 

 
Warum wir hier sind: Die westliche Sucht nach Expansion –  

und die konstruierte Russophobie, die sie schmierte 
Russophobie ist mehr als nur blutrünstiges Vorurteil. Sie ist das (gescheiterte) bevorzugte Politikwerkzeug 
der letzten Imperien gegen Russland. 
Es ist das, was man in den Mockingbird-Medienkreislauf pumpt, damit Eskalation wie Tugend und Kompro-
miss wie Verrat wirkt. 
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Man muss nicht alles lieben, was Russland tut, um den Mechanismus zu sehen: Eine permanente Erzählung 
russischer Bedrohung lässt jeden NATO-Schritt defensiv erscheinen, jede EU-Selbstschädigung moralisch, 
und jeden diplomatischen Ausweg wie Beschwichtigung. 
Es schafft ein psychologisches Umfeld, in dem: 
 
• NATO-Erweiterung ‹Freiheit› wird, 
• Staatsstreiche ‹demokratische Erwachungen› werden, 
• Sanktionen ‹Werte› werden, 
• Zensur ‹Informationsintegrität› wird, 
• und Krieg ‹Unterstützung› wird. 
 
Und wenn man dieses Betriebssystem installiert, kann man seine eigene Industrie verbrennen und es den-
noch moralische Führung nennen. 
Das ist die dunkle Komödie Europas seit 2014 – beschleunigt nach 2022: Selbstsanktionierung, Deindu-
strialisierungsdruck, Energieschocks und strategische Unterwerfung unter Washingtons Wahn, Russland zu 
zerschlagen – verkauft als ‹Verteidigung der Demokratie›. 
Währenddessen liest Moskau das westliche Verhalten so, wie es dieses 2007 las: als feindliche Architektur, 
die sich nähert, verkleidet als Tugend. 
Putins Münchner Rede – wieder: keine Mystik – warnte, dass, wenn die Starken Entscheidungsgewalt mono-
polisieren und Gewalt normalisieren, die Welt unsicherer wird, nicht sicherer. 
Und was tat der Westen? 
Er machte die ‹regelbasierte Ordnung› zur Marke – während er Regeln (internationales Recht) nach Belieben 
brach. Ausnahmezustand fast biblischen Ausmasses. 
Er erweiterte die NATO und bestand darauf, dass die Erweiterung harmlos sei. 
Er behandelte russische Einwände als Beweis russischer Schuld – eine Zirkellogik, die eines Inquisitors 
würdig ist. 
Und er pflegte eine Medienkultur, die Russland nicht als rationalen Akteur sehen konnte, der auf ein Muster 
hässlicher Regimewechsel reagierte – sondern nur als Cartoon-Schurken, getrieben von Pathologie. Keine 
Analyse, sondern theologischer Krieg. 
 

Die Pointe, die München nicht laut aussprechen will 
Hier ist der Satz, den München selbst 2026 nicht sagen kann – selbst mit Merz Eingeständnis, dass die alte 
Ordnung vorbei ist: 
Der Westen hat Putins Warnung nicht missverstanden. Er hat sie zurückgewiesen, weil ihre Annahme 
Selbstbegrenzung bedeutet hätte. 
München 2007 war eine Chance – vielleicht die letzte saubere –, eine europäische Sicherheitsarchitektur 
aufzubauen, die nicht einfach NATO mit besserer PR war. Eine Chance, Russland als Grossmacht mit legiti-
men Interessen zu behandeln, nicht als besiegten Gegner, der durch Regimewechsel gebrochen und zerteilt 
werden soll. 
Und nun, in München 2026, stehen sie im Trümmerfeld und nennen es ‹Unsicherheit›, als sei der Sturm 
aus dem Nichts gekommen. Der BlackRock-Kanzler ruft nach Neustarts, nach erneuertem Vertrauen, nach 
einem stärkeren Europa, nach neuen Abschreckungsideen. 
Doch der Neustart, den München braucht, ist der, den es verweigert: 
 
• die Prämisse zurücksetzen, dass die NATO über den Ukraine-Krieg hinaus eine tragfähige Allianz bleibt, 
• die Prämisse zurücksetzen, dass Russland strategische Demütigung schlucken muss – während in Wahr-

heit Westeuropa die Demütigung trägt, 
• die Prämisse zurücksetzen, dass internationales Recht ein Werkzeug der Mächtigen ist, 
• die Prämisse zurücksetzen, dass Europas Rolle die eines vorgeschobenen Stützpunkts ist und europä-

ische Souveränität geopfert werden muss, um dem Imperium Zeit zu kaufen. 
 
Solange das nicht geschieht, wird München weiter stattfinden – jedes Jahr nervöser, militarisierter, rhetori-
scher, losgelöster von der materiellen Realität, die seine eigenen katastrophalen Politiken geschaffen haben. 
 
Und Putins ‹Prophezeiung› wird weiterhin prophetisch erscheinen – nicht, weil er die Zukunft beschworen 
hat, sondern weil er die Maschine korrekt beschrieben hat. 
Quelle: Munich, 2007: The Day the West Was Told No 
Quelle: https://uncutnews.ch/muenchen-2007-der-tag-an-dem-dem-westen-nein-gesagt-wurde/ 
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Willkommen in der ‹EUSSR›: Unbeliebte europäische Regime, 
die nach der Macht greifen, gehen hart gegen Dissens vor 

gatestoneinstitute via zerohedge, Februar 17, 2026 
 

Von Tyler Durden  
Die herrschenden Eliten in Europa, in dem, was zunehmend wie die EUSSR (Europäische Union der Sowjet-
sozialistischen Republiken) im Wettlauf nach unten erscheint, sind immer unbeliebter geworden. Die Ableh-
nungswerte schiessen in die Höhe. In Frankreich lehnen 77% der Öffentlichkeit Präsident Emmanuel 
Macron ab. In Grossbritannien lehnen 68% Premierminister Keir Starmer ab. In Deutschland lehnen 64% 
Bundeskanzler Friedrich Merz ab, und in Spanien haben 61% Premierminister Pedro Sanchez bis oben hin 
satt. 
In anderen Teilen Europas, wie Deutschland und Frankreich, werden alle möglichen pseudo-legalen Verren-
kungen produziert, um politische Gegner daran zu hindern, für hohe Ämter zu kandidieren. 
Also, was tun Sie, wenn Sie ein unbeliebtes Regime sind, das verzweifelt an der Macht festhält? Es ist ganz 
einfach! Die Ayatollahs im Iran, Chinas Xi Jinping, Russlands Wladimir Lenin, Josef Stalin und Wladimir 
Putin könnten es Ihnen sagen. Sie gehen einfach – mehr denn je – hart gegen freie Meinungsäusserung 
und Dissens vor! 
In angeblichen Demokratien bedeutet dieser neueste ‹Vorteil› für Ihr Volk – das ‹demokratische› Vorgehen 
gegen Andersdenkende –, dass man statt mit Feuerkraft mit Technologie die Redefreiheit zerschlägt. 
Was Altersgrenzen für Kinder betrifft, so lässt sich ein stichhaltiges Argument dafür vorbringen, dass es die 
Bildung einer Generation zu beeinträchtigen scheint, wenn ihre Gesichter den ganzen Tag auf Bildschirme 
starren, und auch ihre Fähigkeit, mit jemandem zu sozialisieren, der keine KI-Chimäre ist, die per Algorith-
mus narkotisch so programmiert ist, dass sie allem zustimmt, was hochgeladen wird, einschliesslich der 
besten Wege, wie man ihrem jungen, scheinbar unzulänglichen Leben ein Ende setzt. 
Wie der Gründer und CEO von Telegram, Pavel Durov, auf X schrieb: 
Heute hat Telegram alle seine Nutzer in Spanien mit dieser Warnung benachrichtigt: 
Die Regierung von Pedro Sánchez treibt gefährliche neue Vorschriften voran, die deine Freiheiten im Inter-
net bedrohen. Diese erst gestern angekündigten Massnahmen könnten Spanien unter dem Deckmantel des 
‹Schutzes› in einen Überwachungsstaat verwandeln. Hier ist der Grund, warum sie ein rotes Tuch für 
Meinungsfreiheit und Privatsphäre sind:  
 
1. Verbot von sozialen Medien für Unter-16-Jährige mit obligatorischer Altersverifizierung: Hier geht es 

nicht nur um Kinder – es verpflichtet Plattformen dazu, strenge Kontrollen einzusetzen, etwa die Vorlage 
von Ausweisen oder biometrischen Daten. 
 

Gefahr: Das wird zu Über-Zensur führen – Plattformen werden alles löschen, was auch nur im Entferntesten 
kontrovers ist, um Risiken zu vermeiden, und damit politischen Dissens, Journalismus und alltägliche Mei-
nungen zum Schweigen bringen. Deine Stimme könnte die nächste sein, wenn sie den Status quo infrage 
stellt…. 
Gefahr: Regierungen werden diktieren, was du siehst, gegensätzliche Ansichten unterdrücken und vom 
Staat kontrollierte Echokammern schaffen. Freie Erkundung von Ideen? Vorbei – ersetzt durch kuratierte 
Propaganda. 
Gefahr: Vage Definitionen von ‹Hass› könnten Regierungskritik als spaltend brandmarken und zu Schlies-
sungen oder Geldstrafen führen. Das kann ein Werkzeug zur Unterdrückung der Opposition sein. Das sind 
keine Schutzmassnahmen; sie sind Schritte in Richtung totaler Kontrolle. Wir haben dieses Drehbuch schon 
gesehen – Regierungen, die ‹Sicherheit› als Waffe einsetzen, um Kritiker zu zensieren. 
Fordere Transparenz und kämpfe für deine Rechte. Verbreite dies weit – bevor es zu spät ist. 
Durov, übrigens, 1984 – ausgerechnet in diesem Orwell’schen Jahr! – in der Sowjetunion geboren, verliess 
Russland 2014, nachdem der russische FSB-Sicherheitsdienst verlangt hatte, dass sein Unternehmen 
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VKontakte die persönlichen Daten ukrainischer Euromaidan-Demonstranten und Oppositionsfiguren her-
ausgibt, und weil er sich geweigert hatte, Beiträge auf seiner Seite zu zensieren. 
In Spanien führt die Regierung von Sanchez, zusätzlich zu einem wohl vertretbaren Verbot von sozialen 
Medien für Menschen unter 16 Jahren, ein Gesetzespaket ein, das aus fünf Ergänzungen besteht, um 
Online-Meinungsäusserungen zu zensieren. 
Erstens werden Führungskräfte von Social-Media-Plattformen nicht nur mit Geldstrafen belegt, wenn sie es 
versäumen, ‹illegale, hasserfüllte oder schädliche› Inhalte rechtzeitig von ihren Plattformen zu entfernen – 
sie werden nun auch strafrechtlich haftbar gemacht, einschliesslich möglicher Freiheitsstrafen. Wie Durov 
warnt: 
«Das wird zu Über-Zensur führen – Plattformen werden alles löschen, was auch nur im Entferntesten kontro-
vers ist, um Risiken zu vermeiden, und damit politischen Dissens, Journalismus und alltägliche Meinungen 
zum Schweigen bringen. Deine Stimme könnte die nächste sein, wenn sie den Status quo infrage stellt.» 
«Sanchez», sagte Elon Musk noch unverblümter, «ist der wahre faschistische Totalitarist.» 
Zweitens wird die Verstärkung ‹illegaler› oder ‹schädlicher› Inhalte durch Algorithmen zu einer Straftat. 
«Wir werden die algorithmische Manipulation und Verstärkung illegaler Inhalte zu einem neuen Straftat-
bestand machen», sagte Sanchez. 
«Kein Verstecken mehr hinter Code. Kein so-tun-als-ob mehr, dass Technologie neutral ist.» 
Drittens, so Sanchez: 
«Wir werden ein Hass- und Polarisierungs-Fussabdruck-System einführen, um nachzuverfolgen, zu quantifi-
zieren und offenzulegen, wie digitale Plattformen Spaltung schüren und Hass verstärken. Zu lange ist Hass 
als unsichtbar und nicht nachverfolgbar behandelt worden, aber das werden wir ändern.» 
Das Problem ist natürlich, dass ‹Hass› für gewöhnlich nie definiert wird – was bedeutet, dass alles und jedes 
als ‹Hass› etikettiert werden kann und es oft auch wird. Urteile darüber, was ‹Hass› ausmacht, werden völlig 
subjektiv und laufen Gefahr, ausschliesslich ‹im Auge des Betrachters› zu existieren. 
Im Sudan zum Beispiel wurde eine britische Lehrerin an einer Grundschule zu 40 Peitschenhieben und 
einer Gefängnisstrafe verurteilt, weil sie ihren Schülern erlaubt hatte, einen Teddybären Muhammad zu 
nennen. Im Iran werden heute Menschen, die gegen das Regime protestiert haben, wegen ‹Krieg gegen 
Gott› zum Tode verurteilt. 
Die Vereinigten Staaten verankern die Redefreiheit offiziell im ersten Zusatzartikel zur Verfassung: 
«Der Kongress darf kein Gesetz erlassen, das die Einführung einer Staatsreligion betrifft oder die freie Aus-
übung derselben verbietet; oder das die Freiheit der Rede oder der Presse einschränkt; oder das Recht des 
Volkes, sich friedlich zu versammeln und bei der Regierung eine Beschwerde einzureichen.» 
US-Gerichte haben entschieden, dass nur Kinderpornografie und unmittelbare, direkte und glaubwürdige 
Drohungen sowie ein paar andere Beschränkungen verboten sind. 
Einige herrschende Eliten in Spanien wollen X offenbar dort ganz verbieten.  
«Die nächste Schlacht sollte darauf abzielen, Twitter zu beschränken … und wahrscheinlich zu verbieten», 
erklärte die Ministerin für Jugend und Kinder, Sira Rego. 
Spaniens Vize-Premierministerin Yolanda Díaz kündigte an, dass sie X verlassen habe und dass jeder, der 
auf X bleibt, ‹Hasspolitik nährt›. 
Frankreich plant einen ähnlichen Schritt, «um Minderjährigen Instagram und TikTok zu verbieten», und 
Deutschland erwägt ebenfalls ernsthaft, ein solches Verbot einzuführen. Die Christlich-Demokratische 
Union Deutschlands – die konservative Partei unter der Führung von Bundeskanzler Friedrich Merz und die 
grösste in der Regierungskoalition – soll das Thema Berichten zufolge auf ihrem Bundesparteitag am 20.–
21. Februar 2026 diskutieren. 
Dänemark, Griechenland und Grossbritannien sind ebenfalls in verschiedenen Stadien dabei, X entweder 
einzuführen oder ernsthaft in Erwägung zu ziehen, zu verbieten, und die europäischen Behörden versuchen 
gleichzeitig, sich andere Wege einfallen zu lassen, X dichtzumachen. 
Anfang Februar durchsuchten die französischen Behörden und die Polizeibehörde der Europäischen Union 
Europol die Büros von X in Paris wegen «Verdachts auf Missbrauch von Algorithmen sowie Vorwürfen im 
Zusammenhang mit Deepfake-Bildern und weiter gefassten Bedenken hinsichtlich der Beiträge, die vom 
KI-Chatbot Grok der Plattform generiert werden», wie das Time Magazine berichtet. 
Laut ‹The Telegraph› wurde die Razzia «in erster Linie durch einen Abgeordneten der Zentrumspartei von 
Emmanuel Macron ausgelöst, der sich nach Musks Kauf darüber beschwerte, dass X die ‹Vielfalt der 
Stimmen reduziert› habe, sowie durch eine separate Beschwerde, dass die Website ‹widerwärtige politische 
Inhalte› beherberge». 
In Grossbritannien hat das Information Commissioner’s Office eine Untersuchung zu Deepfakes auf X einge-
leitet, die parallel zur Ofcom-Untersuchung der Plattform läuft. Liz Kendall, die Technologieministerin, er-
klärte, die Regierung werde ihre ‹volle Unterstützung› zusichern, sollte die Aufsichtsbehörde beschliessen, 
den Zugang zu der Website im Vereinigten Königreich zu sperren, und warf den Gegnern der Massnahmen 
vor, sich mit «denen zu verbünden, die die Erstellung und Veröffentlichung sexuell manipulierter Bilder von 
Frauen und Kindern für akzeptabel halten». 



FIGU-SONDER-ZEITZEICHEN,	Nr.	191,	März/1	2026 13 

All dies kommt zu einer Geldstrafe in Höhe von 120 Millionen Euro hinzu, die die Europäische Kommission 
X im Rahmen ihres Gesetzes über digitale Dienste ‹Löschen. Schweigen. Abschaffen› auferlegt hat. 
Quelle: Welcome To The 'EUSSR': Unpopular European Regimes Grasping For Power Crack Down On Dissent 
Quelle: https://uncutnews.ch/willkommen-in-der-eussr-unbeliebte-europaeische-regime-die-nach-der-macht-greifen-
gehen-hart-gegen-dissens-vor/ 
 
 

 
‹Judging Freedom› – Das Gespräch vom 16. Februar 2026 

 

Scott Ritter: «Iran: Trump hat keine diplomatische Lösung» – 
Eine schonungslose Analyse 

uncut-news.ch, Februar 17, 2026/äVideo-News/Audio-News/Interviews 
 

In der Sendung ‹Judging Freedom› vom 16. Februar 2026 analysierte der ehemalige UN-Waffeninspekteur 
Scott Ritter gemeinsam mit Moderator Judge Andrew Napolitano die aktuelle US-Aussenpolitik mit brutaler 
Offenheit. 
Das Hauptthema: Der Iran. Ritter ist überzeugt, dass Präsident Donald Trump bereits den Entschluss ge-
fasst hat, Iran militärisch anzugreifen und das Regime zu stürzen. Sämtliche laufenden ‹Verhandlungen› – 
vor allem in Genf mit Jared Kushner und Steve Witkoff – seien reine Täuschungsmanöver. Sie dienen laut 
Ritter nur dazu, Zeit zu gewinnen, Geheimdienstinformationen zu sammeln und die militärischen sowie 
innenpolitischen Voraussetzungen für einen mehrwöchigen Bombenfeldzug zu schaffen. 
 

Venezuela und Marco Rubio 
Ritter beginnt mit einem kurzen Ausflug nach Venezuela: Die von Marco Rubio in München öffentlich ge-
feierte ‹Entführung› Nicolás Maduros sei kein Zufall, sondern Rubios persönliches Projekt seit 2016. 
Als Nationaler Sicherheitsberater und Aussenminister nutze er diese Operation gezielt, um seine Präsident-
schaftsambitionen für 2028 zu befeuern. 
 

Ukraine, Russland und die Rolle Washingtons 
Zur Ukraine: Die russische Delegation in Genf mit Wladimir Medinski (einem potenziellen Putin-Nachfolger) 
und Vize-Aussenminister Michail Galusin zeige, dass Moskau Washingtons angebliche Verhandlungsbereit-
schaft testet. 
Ritter hält die USA jedoch nicht für ernsthaft interessiert an Frieden. Das wahre Ziel sei, Russland nach 
einem Waffenstillstand wirtschaftlich wieder zu öffnen, um US-Finanzkapital erneut die Kontrolle über die 
russische Wirtschaft zu ermöglichen. 
Kushner und Witkoff seien keine echten Verhandler, sondern blosse Platzhalter. Die Russen bestünden nun 
auf präzisen, schriftlichen Vereinbarungen – nach den enttäuschenden ‹Handschlag-Deals› in Alaska. 
Hillary Clintons scharfe Kritik an Trump und Putin als ‹korrupt› und ‹schändlich› wischt Ritter weg: Sie sei 
eine verbitterte, machtlose Figur, deren eigene Korruptionsverstrickungen über die Clinton Foundation in 
der Ukraine sie disqualifizierten. 
 

Der Kern: Iran 
Der Kern des Gesprächs dreht sich um den Iran. Ritter stellt klar: 
«Trump hat die Entscheidung zum Angriff bereits getroffen – es fehlen nur noch die grünen Lichter für die 
Bedingungen.» 
Die offizielle US-Politik sei seit langem Regimewechsel. Kushner habe sich bereits mit Vertretern der irani-
schen Exil-Diaspora und dem Umfeld von Reza Pahlavi (Sohn des letzten Schahs) getroffen, um eine Nach-
folgeregierung vorzubereiten – während er gleichzeitig offiziell mit dem iranischen Aussenminister verhan-
delt. Das allein entlarve die Verhandlungen als Farce. 
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Die drei unerfüllbaren US-Forderungen 
Die drei zentralen US-Forderungen an Teheran seien bewusst unerfüllbar gestaltet: 
 
1. Komplette Aufgabe des gesamten Nuklearprogramms (trotz erheblichen Verhandlungsspielraums, 

wenn es wirklich nur um Nichtverbreitung ginge), 
2. Aufgabe der ballistischen Raketen – insbesondere jener mit Reichweite nach Israel («Das wäre nationa-

ler Selbstmord; genau diese Raketen sind der einzige Grund, warum bisher keine US-Bomben gefallen 
sind»), 

3. Änderung des ‹regionalen Verhaltens› (Unterstützung für Hamas, Hisbollah, Huthi) – hier gäbe es 
Lösungen (freies Palästina, israelischer Rückzug aus dem Libanon), doch Washington wolle sie nicht. 
 

Militärische Planung und Eskalationsszenario 
Der ursprüngliche Plan eines schnellen ‹Knockout-Blows› innerhalb von 3–5 Tagen (Dezember/Januar 
2025/26) sei gescheitert, weil die Voraussetzungen fehlten. 
Nun plane man eine längere Kampagne über Wochen: Zuerst massive Zerstörung der iranischen Raketen- 
und Abwehrkapazitäten, dann gezielte Schläge gegen das Regime (Führungsebene, Sicherheitsapparat, 
Kommunikationsnetze), um Strassenaufstände auszulösen. 
Die CIA verfüge nach wie vor über ein weitgehend intaktes Agentennetz in Iran (trotz iranischer Gegenmass-
nahmen gegen Starlink nur etwa 20% gestört). 
Scott Bessent habe bereits im Frühjahr 2025 durch Währungsmanipulation Unruhen provoziert; dieses 
Szenario solle parallel zu den Bombardements wiederholt werden. 
 

Genf als Geheimdienstoperation 
Die Genfer Gespräche dienten Ritter zufolge ausschliesslich der nachrichtendienstlichen Aufklärung („pat-
tern of life“-Analyse: Wer bewegt sich wie? Wer reagiert worauf?). 
Jede neue Verhandlungsposition sei ein gezielter Stimulus, um iranische Reaktionen zu beobachten und in 
die Zielplanung einzubauen. 
Die angekündigte iranische Vergeltung Mitte Januar (die Trump später als ‹abgesagt› darstellte) sei teilweise 
ein Test gewesen, um Reaktionsmuster zu sammeln. 
 

Rolle Chinas und Russlands 
China importiere täglich 1,4 Millionen Barrel iranisches Öl und werde jede Störung als direkte Bedrohung 
seiner Energieversorgung werten. 
Militärisch könne Peking nicht direkt eingreifen, liefere aber Satellitendaten, moderne Technologien und 
nachrichtendienstliche Unterstützung. 
Ziel von Russland und China sei nicht, dass Iran ‹gewinnt›, sondern dass es nicht zusammenbricht – ein 
Scheitern Trumps würde ihn innenpolitisch zerstören. 
 

Innenpolitische Motive in den USA 
Ritter sieht den gesamten Konflikt als reines Produkt amerikanischer Innenpolitik. 
Trump wolle vor den Midterm-Wahlen 2026 als ‹siegreicher Kriegspräsident› dastehen. Der optimale Zeit-
raum für einen ‹Erfolg› sei August bis Anfang Oktober. 
Lindsey Graham, der regelmässig (und AIPAC-finanziert) nach Israel pendelt und sich dort als ‹Uncle Lind-
say› feiern lässt, dränge massiv auf sofortigen Militärschlag. 
Graham spreche offen von ‹Wochen, nicht Monaten› und vom Sturz des ‹grössten Terror-Sponsors›. 
 

Ritters Warnung an Teheran 
Zum Schluss warnt Ritter Teheran eindringlich: Die iranische Führung müsse endlich begreifen, dass diese 
Verhandlungen eine reine Falle sind. 
Statt sich Hoffnungen auf bessere Beziehungen zum Westen zu machen, sollten sie das Spiel umdrehen 
und gezielt falsche Signale senden, um die US- und israelische Zielplanung zu verwirren. 
Ritter resümiert bitter: Die gesamte Iran-Politik diene nicht US-Interessen, sondern israelischen und innen-
politischen Zielen – auf Kosten von Millionen Menschenleben und globaler Stabilität. 
Quelle: https://uncutnews.ch/scott-ritter-iran-trump-hat-keine-diplomatische-loesung-eine-schonungslose-analyse/ 
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Noch schockierender ehrliche Geständnisse 
von den Managern des Imperiums 

Caitlin Johnstone, Februar 17, 2026 
 

Die Manager des US-Imperiums haben in den letzten Tagen einige überraschend ehrliche Eingeständnisse 
gemacht. Senator Lindsey Graham sagte, dass die Kriege der Zukunft in Israel geplant werden, und Aussen-
minister Marco Rubio forderte eine Rückkehr zum Kolonialismus der alten Schule. 
Während einer Pressekonferenz am Montag in Tel Aviv nach einem Treffen mit Benjamin Netanjahu sagte 
Graham: «Ich komme alle zwei Wochen hierher, egal ob ich muss oder nicht.» 
Warum reist ein Senator aus South Carolina alle zwei Wochen nach Israel, egal ob bei Regen oder Sonnen-
schein? Der blutrünstige Kriegstreiber beantwortet diese Frage ohne Umschweife. 
«Die Kriege der Zukunft werden hier in Israel geplant», sagte Graham. «Denn wenn man dem Feind nicht 
einen Schritt voraus ist, muss man leiden. Die cleversten und kreativsten Streitkräfte der Welt befinden sich 
hier in Israel.» 
 

 
 
Graham schwärmte von der Möglichkeit eines Krieges der USA gegen den Iran und räumte ein, dass ein 
solcher Krieg durchaus dazu führen könnte, dass amerikanische Truppen in der Region von iranischen 
Raketen getroffen würden, sagte aber, die USA sollten trotzdem in den Krieg ziehen. 
«Könnten unsere Soldaten in der Region getroffen werden? Auf jeden Fall. Kann der Iran reagieren, wenn 
wir einen umfassenden Angriff starten? Auf jeden Fall», sagte Graham und argumentierte, dass «das damit 
verbundene Risiko weitaus geringer ist als das Risiko, zurückzuschrecken, den Stecker zu ziehen und den 
Menschen nicht zu helfen, wie man es versprochen hat.» 
Während einer Rede auf der Münchner Sicherheitskonferenz am Samstag nahm Aussenminister Marco 
Rubio in einer beunruhigenden Tirade über die Notwendigkeit, zu den guten alten Zeiten zurückzukehren, 
in denen die westlichen Mächte den globalen Süden ohne Vorwände oder Entschuldigungen dominierten, 
endgültig die Maske ab. 
«Fünf Jahrhunderte lang, bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs, hatte sich der Westen ausgebreitet – seine 
Missionare, Pilger, Soldaten und Entdecker strömten von seinen Küsten aus, um Ozeane zu überqueren, 
neue Kontinente zu besiedeln und riesige Imperien aufzubauen, die sich über den gesamten Globus 
erstreckten», sagte Rubio. «Aber 1945 schrumpfte er zum ersten Mal seit dem Zeitalter Kolumbus. Europa 
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lag in Trümmern. Die Hälfte davon lebte hinter einem Eisernen Vorhang, und der Rest schien bald folgen 
zu wollen. Die grossen westlichen Imperien waren in einen endgültigen Niedergang geraten, beschleunigt 
durch gottlose kommunistische Revolutionen und antikoloniale Aufstände, die die Welt verändern und in 
den kommenden Jahren weite Teile der Landkarte mit dem roten Hammer und der Sichel überziehen 
sollten.» 
 

 
 
Rubio, ein bekannter antikommunistischer Gusano, gibt hier zu, dass der Sozialismus in den letzten Jahr-
zehnten eine führende Rolle dabei gespielt hat, den missbräuchlichen Kolonialismus und Imperialismus 
der westlichen Welt zurückzudrängen. Ein normaler Mensch würde dies als starkes Argument für den Sozia-
lismus ansehen, aber Rubio sagt es, als wäre es etwas Schlechtes. 
Rubio forderte die Europäer auf, sich ihren weissen christlichen Brüdern in den Vereinigten Staaten anzu-
schliessen, um die braunhäutigen Kommunisten und Heiden zurückzuerobern, die auf ihrer eigenen Souve-
ränität und der Durchsetzung ihrer eigenen Interessen bestehen: 
«Unter Präsident Trump werden die Vereinigten Staaten von Amerika erneut die Aufgabe der Erneuerung 
und Wiederherstellung übernehmen, angetrieben von der Vision einer Zukunft, die ebenso stolz, souverän 
und lebendig ist wie die Vergangenheit unserer Zivilisation. Und obwohl wir bereit sind, dies notfalls auch 
alleine zu tun, ist es unser Wunsch und unsere Hoffnung, dies gemeinsam mit Ihnen, unseren Freunden 
hier in Europa, zu tun.» 
«Die Vereinigten Staaten und Europa gehören zusammen. Amerika wurde vor 250 Jahren gegründet, aber 
seine Wurzeln reichen viel weiter zurück, bis auf diesen Kontinent. Die Menschen, die sich hier niederliessen 
und die Nation meiner Geburt aufbauten, kamen mit den Erinnerungen, Traditionen und dem christlichen 
Glauben ihrer Vorfahren als heiliges Erbe an unsere Küsten – als unzerbrechliche Verbindung zwischen der 
alten und der neuen Welt.» 
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«Wir sind Teil einer Zivilisation – der westlichen Zivilisation. Wir sind durch die tiefsten Bande miteinander 
verbunden, die Nationen teilen können, geschmiedet durch Jahrhunderte gemeinsamer Geschichte, christ-
lichen Glaubens, Kultur, Erbes, Sprache, Abstammung und der Opfer, die unsere Vorfahren gemeinsam für 
die gemeinsame Zivilisation gebracht haben, deren Erben wir sind.» 
 

 
 
Es bedarf einer besonderen Art von Psychopathen, um mit Nostalgie auf fünf Jahrhunderte ungebremsten 
westlichen Kolonialismus und Imperialismus zurückzublicken und dann eine Rückkehr zu diesen schreck-
lichen Zeiten zu befürworten. Massenvölkermorde auf ganzen Kontinenten. Der afrikanische Sklavenhandel. 
Die gewaltsame Unterwerfung und Versklavung ganzer Völker. Das ist es, worauf Rubio zurückblickt und 
mit Nostalgie seufzt. 
Und dabei rede ich noch gar nicht von der Brutalität, die seine geliebte ‹westliche Zivilisation› heutzutage 
an den Tag legt. Das ist die Zivilisation des Holocausts in Gaza. Die Zivilisation, die ohne ständige Kriege, 
Ausbeutung und Ausbeutung nicht existieren kann. Die Zivilisation, die gerade Kuba zu Tode würgt und 
sich auf einen Krieg mit dem Iran vorbereitet. Die Zivilisation, die bis heute den globalen Süden gewaltsam 
unterwirft und ausraubt. Die Zivilisation des Ökozids. Die Zivilisation von Epstein. 
Die westliche Zivilisation ist die verderbteste und missbräuchlichste Zivilisation, die es je gegeben hat. Sie 
muss nicht zu ihrer Blütezeit zurückkehren, sondern muss gestoppt und gesund gemacht werden. Das wird 
auf den ersten Blick deutlich, wenn man sich die gestörten Imperiumsmanager ansieht, die diese Zivilisation 
in Führungspositionen erhoben hat. 
Quelle: More Shockingly Honest Confessions From The Empire Managers  
Quelle: https://uncutnews.ch/noch-schockierender-ehrliche-gestaendnisse-von-den-managern-des-imperiums/ 
 
 

 
 

Elitenüberschuss 
Von Hans-Jürgen Geese – Februar 15, 2026 
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Vor der Bundestagswahl 2021 veröffentlichte die Universität zu Köln ein Interview mit ihrem bekannten 
Professor Dr. Thomas Jäger, Inhaber des Lehrstuhls für Internationale Politik und Aussenpolitik. Titel des 
Artikels: ‹Ende der Ära Merkel – Bilanz und Ausblick›. Auszüge: 
«… aber die Historiker werden keine effektiven Leistungen der Kanzlerin berichten können. Von ihrer Kanz-
lerschaft bleibt nichts, was dauert. Das liegt daran, dass sie weder eine Idee hatte, wohin sich Deutschland 
und die EU bewegen sollten, noch versucht hat, im Rahmen ihrer Handlungsmöglichkeiten ordnungspoliti-
sche Ziele strategisch umzusetzen.» 
«Sie blieb 16 Jahre mit unterschiedlichen Koalitionen im Amt. Das war auch ihr wichtigstes Ziel … Die 
grösste Leistung von Angela Merkel war, sechzehn Jahre Kanzlerin zu sein.» 
16 Jahre war die Frau Kanzlerin. In 16 Jahren hat die Frau nichts aufgebaut, was dem deutschen Volke 
zum Segen gereichen könnte. Sie hat nur zerstört, vieles, vieles zerstört. Vor allem den Zusammenhalt der 
deutschen Volksgemeinschaft. 
Erinnern Sie sich noch an den Schwachsinn, der damals die Runden machte: «Die mächtigste Frau der 
Welt.» Diese angeblich mächtigste Frau der Welt, genannt ‹Mutti›, gewählt von einer geistig und moralisch 
unterbelichteten Wählerschaft, die nicht erkannte, wen sie da vor sich hatte. Die Frau, die aus der Kälte 
kam, mit einem Auftrag aus Amerika, das deutsche Volk endgültig zu vernichten. Wie hat sie uns doch da-
mals so hinterhältig aufgemuntert: «Wir schaffen das.» 
Das Urteil eines weiteren gewichtigen Historikers unserer Tage über Angela Merkel nenne ich Ihnen am 
Ende dieses Artikels. 
 

Die Kanzler Amerikas 
In einem Gespräch zwischen den bekannten Journalisten Dirk Pohlmann und Patrik Baab vor etwa 2 Mona-
ten unter dem Titel ‹Warum unsere Eliten versagen›, das Sie bei youtube finden, sprach Dirk Pohlmann von 
den ‹weissen, alten Männern›, wobei ich von den ‹weissen, weisen, alten Männern› sprechen würde. 
Als Teilerklärung für das Debakel, das sich heute in dieser Bundesrepublik abspielt, nannte Dirk Pohlmann 
die Hinwendung der Eliten zu Amerika, die durch eine Vielzahl von Organisationen und Denkfabriken geför-
dert wird. Zudem finde der Auslandsaufenthalt der deutschen Studenten eben zumeist in den Städten der 
Vereinigten Staaten von Amerika statt. Und nicht in Moskau. 
Die beiden Journalisten, die mit den osteuropäischen Ländern vertraut sind, wiesen darauf hin, dass sich 
heutzutage eine riesige geistige und moralische und kulturelle Kluft zwischen Ost und West auftue, wobei 
die Elite im Osten der Elite im Westen um Dimensionen überlegen sei. 
Die beiden Herren fragten sich auch, wie es nur dazu kommen konnte, dass Personen wie von der Leyen, 
Merkel, Baerbock, Strack-Zimmermann, Kallas, Scholz, Habeck, Pistorius, Merz, Starmer und viele andere 
in der Bundesrepublik und in Europa, wie diese Personen nur in Positionen der Macht gelangen konnten, 
denn es ist doch wohl inzwischen offensichtlich, dass sie völlig überfordert sind. 
Sollte das einigen Bundesbürgern nicht auffallen, dann kann ich denen versichern, dass man sich im Aus-
land über die Deutschen und ihre sogenannte Elite nur noch lustig macht. Gewogen und für viel zu leicht 
befunden. Leichtgewichte. 
 

Die Idee einer Elite 
Wenn wir ein wenig in die Geschichte der Menschheit zurückgehen und den Ursprung von Eliten aufspüren 
wollen, dann wird uns schnell klar, dass Eliten Eliten wurden, weil sie für das Überleben der Gemeinschaft 
unersetzlich waren. Zu der Elite gehörten die Besten eines Stammes und eines Volkes. Und wenn es zum 
Kampf kam, dann zogen sie mit dem Volk, vorneweg, auf das Schlachtfeld. 
Die Idee einer Elite, im historischen Kontext, lässt sich in den Worten ‹Ich dien› zusammenfassen. Das Wap-
penschild des hannoversch-britischen Wappens, das von 1714 bis 1801 verwendet wurde, trägt genau 
diese Worte: «Ich dien.» 
‹Ich dien› umfasst eine Verantwortung für die Menschen, denen man dient. Wenn eine Elite diesen Men-
schen nicht mehr dient, sondern sich nur noch um die eigenen Belange Sorgen macht, dann ist die Elite 
keine Elite mehr, sondern die Elite hat sich in Schmarotzer verwandelt, die auf Kosten des Volkes lebt. 
 

Die Schmarotzerelite 
Patrik Baab und Dirk Pohlmann haben die sogenannte Elite im Westen mit den Prädikaten ‹Grössenwahn› 
und ‹Realitätsverweigerung› belegt. Das wird nur schwer zu widerlegen sein. 
Ein mit durchschnittlicher Intelligenz ausgerüsteter Mensch in der Bundesrepublik hätte schnell erkennen 
müssen, dass ein Krieg gegen Russland für die Bundesrepublik und selbst für die NATO in der Ukraine un-
möglich gewonnen werden kann. Letztendlich hat Russland Atomwaffen, und die russische Regierung hat 
von Anfang an klar gesagt, dass Russland sich niemals ergeben und im Notfall Atomwaffen einsetzen werde. 
Damit war der Fall erledigt. 
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Doch noch immer schwafeln diese geistigen Armleuchter in Westeuropa davon, Krieg gegen Russland zu 
führen. Das ist nicht nur absurd. Das ist kriminell. All diese Wahnsinnigen gehören vor ein Gericht. Von Ver-
antwortungsgefühl keine Spur. Wir haben Verbrecher in die Regierung gewählt, die das Land zerstören. 
Nein, das war nicht immer so. Bis in die 80er Jahre hinein gab es in der Bundesrepublik eine Art stillschwei-
gende Vereinbarung, dass Frieden herrschen muss, innerer und äusserer Friede, und dass daher natürlich 
im Land selbst sowohl die Wirtschaft als auch die Bevölkerung als auch die Regierung an dem wachsenden 
Wohlstand teilhaben muss. Unbedingt. Denn nur wenn das geschieht kann es überhaupt zu einem inneren 
Frieden und zu einer Harmonie zwischen dem Volk und den Eliten kommen. 
Es ist also unmöglich, ich wiederhole, es ist unmöglich, dass es bei steigendem Wohlstand der Eliten und 
der Verarmung des Volkes zu einer stabilen Gesellschaft kommen kann. Das ist unmöglich. Der wachsende 
Wohlstand ging über die letzten 40 Jahre ausschliesslich in die Taschen der Eliten, wobei von Eliten im 
klassischen Sinne keine Rede mehr sein kann. Das ist eine Schmarotzerelite. 
 

Wohlstand für wenige 
Von ‹Wohlstand für alle› haben wir es zu ‹Wohlstand für wenige› gebracht. Ohne einen Aufschrei der Regie-
rung, die sich selbst zu dieser Schmarotzerelite zählt und daher das eigene Nest nicht beschmutzen will. 
Viele andere wollen es ihr nachtun. Vor allem junge Leute auf den Universitäten: Arbeiten NEIN! Studieren 
JA! Braucht das Land all diese Studenten? Braucht es noch mehr Schmarotzer? 
Es haut einen fast um: Im Studienjahr 2023 lag die Studienanfängerquote in der Bundesrepublik bei 56,5 
Prozent. Die Studienberechtigtenquote im Jahre 1960 betrug 6,1 Prozent. 6,1%! 
Das gleiche Phänomen haben wir überall in Westeuropa. In Grossbritannien wird beklagt, dass niemals so 
viele Menschen einen Studienabschluss hatten. Und dieser Studienabschluss hat in den meisten Fällen so 
gut wie keine Bedeutung. 
Um es ketzerisch auszudrücken: Immer mehr Menschen verblöden auf unseren Schulen und Universitäten, 
denn sie lernen nichts, was für das wirkliche Leben von Bedeutung ist. Sie träumen davon, sich in der Klas-
se der Schmarotzerelite einzurichten. Es wimmelt nur so von Rechtsverdrehern und Sozialgelehrten und 
Psychologen, die zumindest hoffen können, dass die von der Bildung versauten Existenzen ihre Hilfe brau-
chen werden, um nicht im Suff oder unter Drogeneinfluss oder im Selbstmord zu enden. Die Wohlstands-
gesellschaft frisst ihre eigenen Kinder. Und ist stolz darauf. Was haben wir da nur angerichtet? 
 

Der Fortschritt, der keiner ist 
Sie müssen Wladimir Putin nicht mögen. Das ist in Ordnung. Auch viele der Russen mögen Wladimir Putin 
nicht. Aber sie respektieren ihn. Und der Mann hat in der Tat ihren Respekt verdient. Er ist der herausragen-
de Politiker unserer Zeit. 
Als ich Anfang der 90er Jahre in Russland war lag das Land darnieder. Es hatte sich leichtsinnig nach 
Westen geöffnet. Wollte werden wie der Westen. Aber der Westen wollte Russland nur ausbeuten. Die Folge: 
Das Leben in Russland damals war ein Abenteuer des Überlebens. Es war fürchterlich. Stellen Sie sich vor, 
Sie gehen in einen Supermarkt und die Regale sind leer. So war das. 
Wladimir Putin riss die Macht an sich, traf mit den wahren Eliten Russlands eine Übereinkunft, die einst 
auch im Westen galt: Ihr könnt euch bereichern, aber es muss immer genug für alle im Volk vorhanden 
sein. Wohlstand für alle. 
Was Putin in 25 Jahren geschaffen hat ist ein Wunder. Reisen Sie mal nach Russland. Schauen Sie sich 
das an. Reden Sie mit den Leuten. Sie werden staunen. 
Ich behaupte: Der Westen verblödet. Das ist natürlich eine relative Aussage. Verglichen mit früheren Genera-
tionen und verglichen mit dem Bildungsgrad in Osteuropa. Der Westen verblödet und verarmt. Der Osten 
wird weiterhin aufblühen. 
 

Die Grundlagen des Lebens 
Noch einmal: Was sich da als Elite im Westen ausgibt ist keine Elite. Das sind nur Schmarotzer. Wäre das 
eine Elite, würde sie erkennen, dass die Grundlagen für den Erfolg und den Wohlstand einer Gesellschaft 
in den Familien liegen. Gesunde Familien schaffen ein gesundes Volk. Das gilt überall auf der Welt. Nur 
nicht in Westeuropa und in den Vereinigten Staaten von Amerika. Angeblich. Dort leben die Menschen in 
Lalaland. Und halten sich dennoch für dem Osten überlegen. Alle Welt lacht sich ein Loch in den Bauch. 
Alldieweil diese Armleuchter im Bundestag noch immer ernsthaft diskutieren, wie man Russland besiegen 
kann. 
Warum das so ist? Weil sie nicht in der Lage sind, ein Volk zu führen. Sie können das schlicht und einfach 
nicht. Und sie haben auch kein Interesse daran. 16 Jahre hat die Merkel da rumgewurschtelt. 16 Jahre. Ein 
Wahnsinn. 
Und schauen Sie sich an, was da in Amerika, in Verbindung mit der Epstein Geschichte, ans Tageslicht ge-
langt: Das sind Monster, Verbrecher, der Abschaum der Menschheit, die sich dort im Lande Elite nennt. 
Unsere Vorbilder? 
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Was in Westeuropa und was insbesondere in der Bundesrepublik unbedingt notwendig ist, ist eine radikale 
Rückbesinnung auf die Grundlagen des Lebens, auf die Grundlagen unserer Zivilisation, auf die Grundlagen 
unserer Kultur. 
Und: Es ist schlicht und einfach unmöglich, zu uns selbst zurückzukommen, wenn Millionen von Fremden 
im Lande herumgeistern, die nichts in diesem Land verloren haben und die nichts zu der Zukunft des Lan-
des beitragen können. 
Es ist doch geradezu aberwitzig, dass die Frau von der Leyen tatsächlich indische Arbeitskräfte nach Europa 
bringen will. Was für eine Demütigung der Europäer. 
Aber die von der Leyen ist die Fortsetzung von Merkel. Ihr Job: Europa zu zerstören. Zerstören, zerstören, 
zerstören. Niemand baut mehr irgend etwas auf. Der Westen hat in der Tat fertig. 
 

Wellington, Neuseeland, Februar 2026 
Die Kläranlage der Stadt Wellington, der Hauptstadt Neuseelands, geriet ausser Kontrolle. Die Abwässer ge-
langten tagelang ungeklärt ins Meer. Eine riesige Katastrophe. Bis heute ist nicht bekannt, was die Ursache 
war. 
Es stinkt also an der Küste vor Wellington. Es stinkt gewaltig. Das Paradies Neuseeland versinkt langsam in 
der Kloake. Denn auch in Christchurch hat man Probleme mit der Kläranlage. Ich vermute, dass das Wasser 
im Rhein sauberer ist als in den meisten Flüssen in Neuseeland. Paradies Neuseeland? Wirklich? 
Nun, dieses Desaster musste eines Tages passieren. In Neuseeland finden Wahlen alle drei Jahre statt. 
Langfristiges Denken ist da schwierig. Was in den grösseren Städten vor Jahren hätte passieren müssen ist, 
dass man auf allen Einfallsstrassen grosse Schilder aufstellt auf denen steht: «Stadt ist voll. Geht woanders 
hin!» Aber diese verrückte Einwanderung geht immer weiter. In die Städte. 
Jede Infrastruktur hat eine gewisse Kapazität. Sie verstehen das. Ich verstehe das. Unsere sogenannten Eli-
ten mögen das auch verstehen, aber entweder sie wollen es nicht verstehen oder sie wollen nicht entspre-
chend handeln. Die wollen einfach nur den Job und die damit verbundenen Privilegien. Schmarotzer. 
 

Die Wahrheit tut weh 
Die Wahrheit schmerzt. Die Finanzelite und die Politikerelite haben die Medien fest im Griff. Daher wird die-
se Wahrheit nur tropfenweise der Bevölkerung verabreicht. Wenn überhaupt. Oftmals braucht es Männer 
von aussen, die sich nicht scheuen, eine andere Wahrheit als die offizielle Wahrheit zu verbreiten. 
Douglas Macgregor ist ein pensionierter Oberst der U.S. Army, hoch dekorierter Kampfveteran und ehemali-
ger Berater des U.S. Verteidigungsministeriums. Er hat mehrere Bücher über moderne Kriegsführung und 
Strategie veröffentlicht. 
Im Jahre 2020 sollte Macgregor der U.S.-Botschafter in der Bundesrepublik werden. Der U.S. Senat verhin-
derte dies. Warum? 
Macgregor bezeichnete die muslimischen Immigranten in Europa als ‹muslimische Invasoren›, die nach 
Europa kommen, «mit dem Ziel, Europa eines Tages in einen islamischen Staat zu verwandeln.» 
Macgregor spricht fliessend deutsch. Er hat einen Doktortitel auf dem Gebiet ‹Internationale Beziehungen›. 
Er ist auch Historiker. Wenn Sie dem Mann zuhören, dann wird Ihnen eines schnell klar: Hier spricht jemand 
mit Autorität. Der Mann ist mit beiden Füssen fest im wahren Leben verwurzelt. Und sein Herz ist auf dem 
rechten Fleck. 
 

Am 4. Februar sagte Douglas Macgregor in einem Interview folgendes: 
«Germany has been on the path of national suicide for a long time. First it was the massive opening of their 
borders which was a catastrophy. Merkel did more damage while she was there than Adolf Hitler did, in my 
judgement.» Auf deutsch: «Deutschland ist schon seit langem auf dem Weg in den nationalen Selbstmord. 
Zuerst die massive Öffnung der Grenzen. Was eine Katastrophe war. Merkel hat während ihrer Amtszeit 
mehr Schaden angerichtet als Adolf Hitler. Meinem Urteil zufolge.»  
Der Journalist fragte nicht nach. Wie kann der Mann das sagen? Vielleicht meinte er, dass es nach Adolf 
Hitler noch immer Deutschland gab. Heute gibt es Deutschland nicht mehr. Sollten Sie vermuten, dass 
Douglas Macgregor ein Freund der Deutschen sei, dann haben sie Recht. Er lebte auch ein paar Jahre hier. 
Wir lernen: Sollten Sie Russisch lernen und Russland besuchen, dann kann ich Ihnen fast garantieren, dass 
Sie ein Freund der Russen werden. So einfach kann man die Völkerverständigung einrichten. Also: Wenn 
wir schon all diese Studenten haben, warum studieren die nicht Russisch? Das ist eine richtige Herausforde-
rung, anders als das popelige Englisch. Russisch hat eine Zukunft. Russisch öffnet viele Berufsmöglich-
keiten. 
 

Die Zukunft liegt im Osten 
Dirk Pohlmann erzählte in dem oben erwähnten Gespräch von einer Erfahrung, die er mit einem einfachen 
Russen während einer seiner Besuche machte. Der Russe fragte ihn: «Warum glaubt ihr Deutschen, dass 
die Amerikaner euch Deutsche anders behandeln werden als alle anderen Völker auf Erden?» 
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Patrik Baab und Dirk Pohlmann und Douglas Macgregor und viele andere gehören zur wahren Elite. Es gibt 
Menschen unterstützen diese Elite natürlich noch. Die uns noch verbliebene wahre Elite ist unsere einzige 
Hoffnung. Ihr müsst diese Menschen unterstützen.  
Quelle: https://www.anderweltonline.com/klartext/klartext-20261/elitenueberschuss/ 
 
 

Ukraine Blut-Kredit – EU-Parlament will mehr Krieg 
Autor: Uli Gellermann/Datum: 13.02.2026 

 
Die gefährliche Marionette an der Spitze der reaktionären Ukraine, Wolodymyr Selensky, stellt Forderungen: 
Die Ukraine soll zu einem bestimmten Datum Mitglied der Europäischen Union werden. Selensky wurde im 
Mai 2019 unter speziellen Bedingungen zum ukrainischen Präsidenten gewählt. Florian Hassel von der 
‹Süddeutschen Zeitung› analysierte diese Wahl am 22. April 2019 so: Selenskys Aufstieg sei Ausdruck des 
«kranken ukrainischen Systems, er war nur möglich, weil ukrainische Medien von Oligarchen dominiert 
werden, die bestimmen, wer in ihre Fernsehsender kommt – und wer nicht.» 
 

Ein krankes System 
Dieser ‹Ausdruck eines kranken Systems› wurde lange im Westen heiliggesprochen, weil er in dessen Kampf 
gegen Russland nützlich erschien. Von Beginn an waren es die Interessen an den ukrainischen Rohstoffen 
und die militärische Lage des Landes als Rampe für einen Krieg gegen Russland, die die Ukraine so wertvoll 
machte. Natürlich kann der Ukrainekrieg – der Krieg gegen Russland – nicht gewonnen werden. Aber die 
Rüstungsindustrie des Westens macht Gewinne ohne Ende. Jeder Tote ist eine Freude für den militärisch-
industriellen Komplex, jede Leiche ist ein prima Beitrag zur Profitmaximierung. 
 

Widerliches Vergnügen der Aktionäre 
Damit das widerliche Vergnügen der Aktionäre weiter gefüttert wird, hat das EU-Parlament jetzt einen Mil-
liardenkredit für die Ukraine gebilligt: 90 Milliarden zahlen die Steuerzahler für eine Kriegsmaschinerie, für 
weitere Leichen, für noch mehr Kriegskrüppel, den Verwesungsgeruch, der über Europa weht. Zu den zivilen 
Opfern dieser Profit-Rally zählen die Bettler, die Arbeitslosen, die Müll-Taucher und Pfandflaschen-Jäger. 
Denn was die Mörder-Industrie bekommt, das wird den Bedürftigen gestohlen. Im Jahr 2024, sagt die KI, 
«waren rund 21% der EU-Bevölkerung (etwa 93,3 Millionen Menschen) von Armut oder sozialer Ausgren-
zung bedroht. Dies umfasst Einkommensarmut, erhebliche materielle Entbehrung oder das Leben in Haus-
halten mit sehr geringer Erwerbsintensität. Besonders betroffen sind Frauen, junge Erwachsene (15–29 
Jahre).» 
 

Zahl der Amputationen 
Die Zahl der Amputationen ist beeindruckend: Schätzungen gehen von 20’000 bis über 100’000 Menschen 
(Soldaten und Zivilisten) aus, die seit Beginn des Ukraine-Kriegs ihre Gliedmassen verloren haben. Einige 
Berichte sprachen bereits Mitte 2024 von schätzungsweise 60’000 verletzten ukrainischen Soldaten, die 
Prothesen benötigen. 
 

Die kaltblütige KI zu den Krüppeln: 
«Der europäische Markt für künstliche Gliedmassen wird auf über 2,5 Milliarden USD im Jahr 2025 ge-
schätzt und wächst stetig weiter. Der Markt für Roboterprothesen in Europa wird bis 2032 voraussichtlich 
945 Mio. USD überschreiten.» Es ist doch schön, dass ausser der Rüstungsindustrie weitere private Unter-
nehmen am Krieg verdienen. Der weltweit führende Prothesen-Konzern ist die deutsche Ottobock SE & Co. 
KGaA. Die Kommanditgesellschaft ist im Besitz der Familie Näder, deren Sippenchef Max Näder Mitglied 
während seines Studiums Teil des Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbundes (NSDStB) war und 
während des Zweiten Weltkriegs am Afrikafeldzug teilnahm. So ist der Tod der Vielen eine Quelle des Reich-
tums der Wenigen. 
 

Oligarchen im Kostüm der Freiheit 
Schon neunundsechzigmal wurde seit 2008 der ukrainische ‹Orden der Freiheit› verliehen. Tatsächlich hat 
eine dünne Schicht von Oligarchen unter dem Deckmantel der Freiheit versucht, die Ukraine in die NATO 
zu führen; in jene Organisation, die mit ihren blutigen Kriegen im Interesse der USA immer wieder versuchte 
und versucht, die Völker der Welt zu unterdrücken. Dafür gibt es gern buntes Metall als Ersatz für jene 
echte Freiheit, die den Menschen in eine friedliche Nachbarschaft führt. 
Quelle: https://www.rationalgalerie.de/home/ukraine-blut-kredit 
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USA wollen keine Atom-Abrüstung. 
Russland würde altes Abkommen verlängern! 

Autor: Uli Gellermann/Datum: 05.02.2026 
 

Das war das letzte grosse Abkommen zur nuklearen Abrüstung, nun läuft es aus: Denn die USA haben den 
Atomwaffenvertrag ‹New START› mit Russland nicht verlängert. 
 

Es geht um atomare Interkontinentalwaffen 
Das Schweizer Fernsehen erklärt: «Immerhin ging es um atomare Interkontinentalwaffen, also um die gröss-
ten Knüppel in den Arsenalen der beiden Grossmächte. US-Präsident Barack Obama nannte es ‹einen Mei-
lenstein› für die Abrüstung und die amerikanisch-russischen Beziehungen». Genauso sah es der damalige 
russische Staatschef Dmitri Medwedew. Zu diesem ‹Meilenstein› sagt der gefährliche Donald Trump heute: 
«Wir werden einfach ein besseres Abkommen machen.» 
 

Kremlsprecher: «Da entsteht ein schwerwiegendes Defizit» 
Zum Ablaufen von ‹New START› erklärt der Kremlsprecher Dmitri Peskow: «Da entsteht ein schwerwiegen-
des Defizit, das kaum den Interessen der Völker unserer beiden Länder und eigentlich der gesamten Welt 
entspricht.» So klingt Verantwortung einer Supermacht. 
 

Ein gutes Abkommen läuft aus 
Ein gutes Abkommen läuft aus, ein besseres ist nicht in Sicht, eine schlichte Verlängerung wäre möglich, 
aber Trump will nicht. Ohne Alternative riskiert der Mann die Verschärfung der atomaren Gefährdungslage. 
So geht Verantwortungslosigkeit. 
 

Wladimir Putin warnt 
Der russische Staatschef Wladimir Putin hatte bereits im September darauf hingewiesen, dass der Vertrag 
ausläuft und hat ein neues Angebot gemacht: Russland sei bereit, die Grenzen des Abkommens für ein 
weiteres Jahr zu respektieren – wenn die USA im ‹ähnlichen Sinne handeln› würden. 
 

Keine Antwort ist auch eine Antwort 
Das ZDF formuliert zur Gefährdungslage: «Moskau erneuerte in dieser Woche seinen Vorschlag, die Gren-
zen von ‹New Start› für ein weiteres Jahr einzuhalten. Die USA äusserten sich nicht. ‹Keine Antwort ist auch 
eine Antwort›, konstatierte der russische Vizeaussenminister Sergej Rjabkow.» 
 

Russland ist für Verlängerung des atomaren Friedens 
Russland ist für die Verlängerung des fragilen atomaren Friedens. Aber die USA haben in den vergangenen 
25 Jahren nahezu alle mit der Sowjetunion und Russland geschlossenen Abkommen zur Abrüstung und 
Rüstungskontrolle gekündigt. 
 

Trump schwafelt 
Papst Leo XIV. appelliert an beide Staaten, den Vertrag »nicht auslaufen zu lassen, ohne eine konkrete und 
wirksame Folgeregelung sicherzustellen«. Die gegenwärtige Situation verlange, «alles in unserer Macht 
Stehende zu tun, um ein neues Wettrüsten zu verhindern, das den Frieden zwischen den Nationen weiter 
bedroht». Aber die USA schwafeln mit Trump über ein ‹besseres Abkommen›. Der US-Imperialismus riskiert 
sich selbst und unser aller Leben 
Quelle: https://www.rationalgalerie.de/home/usa-wollen-keine-atom-abruestung 

 
 

Der Friedens-Schlussverkauf 
Billig, billig, für nur eine Milliarde Dollar 

Autor: Uli Gellermann/Datum: 24.01.2026 
 
Kaiser Donald macht der Welt ein Angebot, das sie nicht ablehnen kann: Für nur eine Milliarde Dollar kann 
jeder, der vorbeikommt, Mitglied in Trumps tollem ‹Friedensrat› werden. Diese Idee hat viele Vorteile für 
die Herrschenden: Die Finanz-Hürde hält den Pöbel draussen und die Milliardäre sind unter sich. Solch eli-
täre Räte sind nichts anderes als eine Trump-One-Man-Show. 
 

Eintrittsgeld für Friedensrat 
Ebenso höflich wie clever hat Wladimir Putin reagiert: Zwar sei Russland bereit, Mitglied in Trumps Frie-
densrat zu werden, aber ein Eintrittsgeld würde Russland nur aus den von der EU wegen des Ukrainekriegs 
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eingefrorenen Mitteln zahlen. Natürlich macht es für Russland Sinn, weiter einen offenen Kontakt zum Chef 
der US-Regierung zu halten. Aber das irre Eintrittsgeld verknüpft die russische Regierung zugleich mit der 
Auflösung einer irren EU-Strafaktion. Chapeau – Gospodin Wladimir Wladimirowitsch Putin, so elegant kön-
nen russische Witze sein. 
 

Friedensrat als geschlossene Anstalt 
Wo Trump draufsteht, soll natürlich auch der wirre Donald die höchste Entscheidungsgewalt haben. Fraglos 
gibt es bessere Namen für das, was der Herr Trump gründen will. Auf Russisch nennt man das ‹психушка› 
(psychuschka), zu Deutsch heisst es ‹geschlossene Anstalt›. Ein Rat, in dem nur Donald die Ratschläge kom-
mandiert, kann nur von Verrückten freiwillig besucht werden. Was man auch von Kanzler Merz denken 
mag, verrückt ist er nicht: Einen Beitritt zum ‹Friedensrat› von US-Präsident Donald Trump in seiner jetzigen 
Form hat er abgelehnt. Aber ein Türchen hält er sich auf: «Wir sind selbstverständlich bereit, auch andere 
Formen, neue Formen der Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten von Amerika zu erproben.» 
 

USA unter Trump mittlerweile ein Gegner 
Die jüngsten CNN-Umfragen zur einjährigen Amtsbilanz der Trump-Regierung zeigen, dass ein erheblicher 
Teil der US-Bevölkerung nicht nur mit seiner Innen- und Aussenpolitik unzufrieden ist, sondern der Ansicht 
ist, der Präsident sei in vielen Bereichen ‹zu weit gegangen›. Immerhin 58 Prozent der Amerikaner sind der 
Ansicht, dass das erste Jahr von Präsident Donald Trumps zweiter Amtszeit ‹ein Versagen› gewesen sei. 
Nur 42 Prozent geben an, Trumps erstes Jahr sei ‹ein Erfolg› gewesen. Eine neue Erhebung aus sieben 
europäischen Staaten zeigt: Über die Hälfte der Befragten hält Donald Trump für einen ‹Feind Europas›. 
Nur noch 18 Prozent der Deutschen halten die USA unter Trump für einen verlässlichen Partner. Das ergab 
eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Forsa für das Trendbarometer von RTL und ntv. 71 Prozent 
der Deutschen sagen, die USA unter Trump seien mittlerweile ein Gegner. 
 

Klima für Veränderungen ist reif 
Zwar ändern Umfragen nichts an der politischen Wirklichkeit, aber sie zeigen auf, wo die Hebel zur Verände-
rung anzusetzen sind. Das Klima für Veränderungen ist reif. Die Frage ist, wie aus dem Klima die notwendige 
Aktion werden könnte. Eine politisch unabhängige Kampagne für ein neutrales Deutschland hat gerade erst 
begonnen. Mit einem Buchprojekt sammelt die Kampagne für ein neutrales Deutschland zur Zeit Autoren, 
die sich für eine deutsche Neutralität aussprechen. Akteure wie der Kabarettist Arnulf Rating, der Musiker 
Jens Fischer Rodrian und der Journalist Uli Gellermann sprechen zur Zeit profilierte Autoren für ein Buch 
an, das im Westend Verlag Ende Januar erscheinen soll. Es ist der Versuch einer Mobilisierung der Millionen 
gegen die Millionäre. 
Quelle: https://www.rationalgalerie.de/home/der-friedens-schlussverkauf 
 
 

Das «Bist du sicher?»-Problem:  
Warum deine KI ständig ihre Meinung ändert 

uncut-news.ch, Februar 20, 2026 
 

Mach folgendes Experiment. Öffne ChatGPT, Claude oder Gemini und stelle eine komplexe Frage. Etwas 
mit echter Nuance, etwa ob du ein neues Jobangebot annehmen oder bleiben solltest, wo du bist, oder ob 
es sich lohnt, jetzt deine Hypothek umzuschulden. Du bekommst eine selbstbewusste, gut begründete 
Antwort. 
Tippe nun: «Bist du sicher?» 
Beobachte, wie das System umschwenkt. Es rudert zurück, relativiert und bietet eine überarbeitete Ein-
schätzung an, die dem zuvor Gesagten teilweise oder vollständig widerspricht. Frag noch einmal «Bist du 
sicher?» Es wechselt wieder die Position. In der dritten Runde beginnen die meisten Modelle anzuerkennen, 
dass du sie testest – was irgendwie noch schlimmer ist. Sie wissen, was passiert, und können trotzdem 
nicht standhaft bleiben. 
Das ist kein kurioser Bug. Es ist ein grundlegendes Zuverlässigkeitsproblem, das KI für strategische Ent-
scheidungen riskant macht. 
 

KI-Sykophanz: Das offene Geheimnis der Branche 
Forscher nennen dieses Verhalten ‹Sykophanz›, und es ist einer der am besten dokumentierten Fehlermodi 
moderner KI. Anthropic veröffentlichte 2023 grundlegende Arbeiten zu diesem Problem und zeigte, dass 
Modelle, die mit menschlichem Feedback trainiert werden, systematisch zustimmende Antworten gegen-
über wahrheitsgetreuen bevorzugen. Seitdem sind die Belege nur stärker geworden. 
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Eine Studie von Fanous et al. aus dem Jahr 2025 testete GPT-4o, Claude Sonnet und Gemini 1.5 Pro in 
Mathematik- und Medizinkontexten. Das Ergebnis: Diese Systeme änderten ihre Antworten in nahezu 60 
Prozent der Fälle, wenn Nutzer sie in Frage stellten. Das sind keine Randfälle. Das ist Standardverhalten, 
systematisch gemessen – bei Modellen, die Millionen Menschen täglich nutzen. 
 

 
 
Im April 2025 erreichte das Problem den Mainstream, als OpenAI ein GPT-4o-Update zurückziehen musste, 
nachdem Nutzer bemerkten, dass das Modell übermässig schmeichelhaft und zustimmend geworden war. 
Sam Altman räumte das Problem öffentlich ein. Das Modell sagte den Menschen so aggressiv das, was sie 
hören wollten, dass es unbrauchbar wurde. Ein Fix wurde ausgeliefert, doch die zugrunde liegende Dynamik 
blieb bestehen. 
Selbst wenn diese Systeme Zugriff auf korrekte Informationen aus Unternehmensdatenbanken oder Web-
suchen haben, geben sie dem Nutzerdruck den Vorrang vor ihren eigenen Belegen. Das Problem ist keine 
Wissenslücke. Es ist eine Verhaltenslücke. 
 

Wir haben KI zu Gefälligkeitsmaschinen trainiert 
Warum passiert das? Moderne KI-Assistenten werden mit einem Verfahren namens Reinforcement Learning 
from Human Feedback (RLHF) trainiert. Kurz gesagt: Menschliche Bewerter sehen sich Antwortpaare an 
und wählen die bevorzugte aus. Das Modell lernt, Antworten zu produzieren, die häufiger ausgewählt 
werden. 
Das Problem ist, dass Menschen zustimmende Antworten konsistent höher bewerten als präzise. Anthropics 
Forschung zeigt, dass Bewerter überzeugend formulierte, schmeichelnde Antworten gegenüber korrekten, 
aber weniger bestätigenden Alternativen bevorzugen. Das Modell lernt eine einfache Lektion: Zustimmung 
wird belohnt, Widerspruch bestraft. 
 

 
 
So entsteht ein perverser Optimierungskreislauf. Hohe Nutzerbewertungen resultieren aus Bestätigung, 
nicht aus Genauigkeit. Das Modell wird immer besser darin, dir das zu sagen, was du hören willst – und 
der Trainingsprozess belohnt es dafür. 
Mit der Zeit verschärft sich das Problem. Forschung zu mehrstufiger Sykophanz zeigt, dass längere Interak-
tionen das zustimmende Verhalten verstärken. Je länger du mit diesen Systemen sprichst, desto stärker 
spiegeln sie deine Perspektive. Formulierungen in der ersten Person («Ich glaube …») erhöhen die Syko-
phanz-Rate deutlich im Vergleich zur dritten Person. Die Modelle sind buchstäblich darauf abgestimmt, dir 
persönlich zuzustimmen. 
Kann man das auf Modellebene beheben? Teilweise. Forscher untersuchen Ansätze wie Constitutional AI, 
Direct Preference Optimization und Third-Person-Prompting, die Sykophanz in bestimmten Settings um 
bis zu 63 Prozent reduzieren können. Doch die grundlegende Trainingslogik zieht weiterhin in Richtung 
Zustimmung. Modellseitige Korrekturen allein reichen nicht aus, weil der Optimierungsdruck, der das Pro-
blem erzeugt, in der Art verankert ist, wie wir diese Systeme bauen. 

Answer Flip Rate When Users Challenge AI
Source: Fanous et al. 2025

~58%

GPT-4o

~56%

Claude Sonnet

~61%

Gemini 1.5 Pro

All major models flip answers over half the time when challenged

How RLHF Creates a Sycophancy Loop
The training process rewards agreement over accuracy

AI Generates
Two Responses

Human Evaluator
Picks Preferred One

Agreeable Answer
Wins More Often
(even if less accurate)

Model Learns:
"Agreement = Reward"

Future Responses
Prioritize Validation

Over Accuracy

Cycle
Repeats

Result: Models get better at telling you what you want to hear
The longer you talk with AI, the more it agrees with you.
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Das strategische Risiko, das du nicht misst 
Für einfache Faktenabfragen ist Sykophanz lästig, aber beherrschbar. Für komplexe strategische Entschei-
dungen ist sie ein echtes Risiko. 
Betrachte, wo Unternehmen KI tatsächlich einsetzen. Eine Riskonnect-Umfrage unter mehr als 200 Risiko-
experten ergab, dass die häufigsten Einsatzfelder Risikoprognosen (30 Prozent), Risikobewertungen (29 
Prozent) und Szenarioplanung (27 Prozent) sind. Genau in diesen Bereichen brauchst du Werkzeuge, die 
fehlerhafte Annahmen hinterfragen, unbequeme Daten hervorheben und unter Druck standhaft bleiben. 
Stattdessen haben wir Systeme, die einknicken, sobald ein Nutzer Widerspruch äussert. 
Die Folgewirkungen potenzieren sich schnell. Wenn KI eine fehlerhafte Risikoanalyse bestätigt, liefert sie 
nicht nur eine falsche Antwort. Sie erzeugt falsche Sicherheit. Entscheidungsträger, die eine zweite Meinung 
eingeholt hätten, gehen nun mit unverdienter Gewissheit voran. Verzerrungen verstärken sich entlang von 
Entscheidungsketten. Menschliches Urteilsvermögen verkümmert, wenn Menschen sich auf Werkzeuge ver-
lassen, die autoritativ wirken, aber nicht verlässlich sind. Und wenn etwas schiefgeht, gibt es keine klare 
Verantwortlichkeitskette, die zeigt, warum das System eine schlechte Entscheidung unterstützte. 
Es geht hier um komplexe, urteilslastige Fragen. Für einfache Aufgaben ist KI durchaus zuverlässig. Doch 
je nuancierter und folgenreicher eine Entscheidung, desto mehr wird Sykophanz zur Haftung. 
 

Gib der KI etwas, worauf sie stehen kann 
RLHF erklärt die allgemeine Tendenz. Doch es gibt einen tieferen Grund, warum das Modell bei deinen spe-
zifischen Entscheidungen einknickt: Es weiss nicht, wie du denkst. Es kennt dein Entscheidungsmodell 
nicht, dein Fachwissen nicht, deine Werte nicht. Diese Lücken füllt es mit generischen Annahmen – und 
produziert eine plausible Antwort ohne echte Überzeugung dahinter. 
Deshalb funktioniert «Bist du sicher?» so gut. Das Modell kann nicht unterscheiden, ob du einen echten 
Fehler entdeckt hast oder nur seine Standhaftigkeit testest. Es kennt deine Abwägungen, deine Einschrän-
kungen und deine Vorüberlegungen nicht. Also weicht es aus. Sykophanz ist nicht nur ein Trainingsartefakt. 
Sie wird durch einen Kontextmangel verstärkt. 
 

 
 
Was du brauchst, ist ein Modell, das widerspricht, wenn ihm Kontext fehlt. Das tut es nicht, es sei denn, du 
verlangst es. Ironischerweise wird es, sobald du es anweist, deine Annahmen herauszufordern und Antwor-
ten ohne ausreichenden Kontext zu verweigern, genau das tun – weil Widerspruch dann das ist, was du 
eingefordert hast. Die gleiche sycophantische Tendenz wird zu deinem Hebel. 
Geh noch weiter. Verankere dein Entscheidungsmodell, dein Fachwissen und deine Werte so, dass das Mo-
dell etwas Konkretes hat, gegen das es argumentieren und das es verteidigen kann. Nicht durch bessere 
Einmal-Prompts, sondern durch systematischen Kontext, der deine Zusammenarbeit mit dem System 
prägt. 
Das ist die eigentliche Lösung für Sykophanz. Nicht das nachträgliche Erkennen schlechter Ausgaben, son-
dern dem Modell genügend Informationen darüber zu geben, wie du Entscheidungen triffst, damit es einen 
Standpunkt entwickeln kann. Wenn es deine Risikotoleranz, Einschränkungen und Prioritäten kennt, kann 
es zwischen berechtigtem Einwand und blossem Druck unterscheiden. Ohne das sieht jede Herausforde-
rung gleich aus – und Zustimmung gewinnt standardmässig. 
 

Probier es selbst aus 
Wiederhole das Experiment vom Anfang. Stelle deiner KI eine komplexe Frage aus deinem Fachgebiet. For-
dere sie mit «Bist du sicher?» heraus und beobachte, was passiert. Frag dich dann: Hast du ihr irgendeinen 
Grund gegeben, standhaft zu bleiben? 

The Context Vacuum
What happens when the model doesn't know how you make decisions

Without Your Context

AI Model

Decision framework generic
Domain knowledge generic
Values & priorities generic

"Are you sure?"

Folds. Changes answer.

With Your Context Embedded

AI Model

Decision framework yours
Domain knowledge yours
Values & priorities yours

"Are you sure?"

Holds ground. Asks for more.
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Das Sykophanz-Problem ist bekannt, gemessen, und Modellverbesserungen allein werden es nicht lösen. 
Die Frage ist nicht, ob deine KI unter Druck einknickt. Die Forschung sagt: Sie wird es tun. Die Frage ist, ob 
du ihr etwas gegeben hast, das es wert ist, verteidigt zu werden. 
Quelle: The "Are You Sure?" Problem: Why Your AI Keeps Changing Its Mind 
Quelle: https://uncutnews.ch/das-bist-du-sicher-problem-warum-deine-ki-staendig-ihre-meinung-aendert/ 
 
 

Oscar Lafontaine am 16. Februar 2026 
Unser parlamentarisches System funktioniert nicht mehr. Politiker muss man vorzeitig abwählen können. 
Und Volksentscheide verhindern, dass Lobbyisten Politik kaufen können. Im Folgenden mein Artikel dazu 
in der Schweizer Wochenzeitung ‹Die Weltwoche› und bei den NachDenkSeiten: 
 

Das deutsche Parteiensystem funktioniert nicht mehr 
 

 
 
Eine parlamentarische Demokratie hat nur Bestand, wenn die Wähler darauf vertrauen dürfen, dass sie mit 
ihrer Stimmabgabe die Politik beeinflussen und dass die gewählten Mehrheiten in der Lage sind, die Proble-
me zu lösen. Beides ist in Deutschland nicht mehr gewährleistet.  
Dafür, dass das Parteiensystem seine Aufgabe in der parlamentarischen Demokratie nicht mehr erfüllt, 
sorgt unter anderem die Brandmauer. Sie macht die AfD immer stärker und sichert der SPD eine Regie-
rungsbeteiligung, auch wenn sie, wie im Osten, einstellig ist. Auch die Grünen und die mittlerweile in den 
Nato-Konsens eingebundene Linke – Letztere stimmte im Bundesrat für das 500 Milliarden schwere Auf-
rüstungspaket und will noch schärfere Sanktionen gegen Russland – stehen als Reserve für CDU/CSU und 
SPD immer Gewehr bei Fuss.  
Gefährlich für die Stabilität der parlamentarischen Demokratie und für den Wohlstand in Deutschland ist, 
dass die infolge der Brandmauer entstehenden Regierungskoalitionen aufgrund ihrer inneren Widersprü-
che keine Probleme lösen. Das galt, wie die anhaltende wirtschaftliche Stagnation zeigt, für die Ampel und 
gilt für die jetzige Koalition. Blickt man auf die Programme, dann kämen CDU/CSU und Weidel-AfD besser 
miteinander zurecht. SPD, Grüne und Linke verfolgen in der Steuer- und Sozialpolitik andere Ziele als die 
Union oder die AfD. 
 

Liebe und Vergebung 
Als wäre die Brandmauer mit ihren Folgen nicht schon schlimm genug, kommt zu allem Unglück noch hin-
zu, dass die Parteien, die die deutsche Politik über viele Jahre geprägt haben, heute Mogelpackungen sind. 
Die CDU ist nicht mehr christlich, die SPD ist nicht mehr die Partei der Arbeiter. Die Liberalen sind nicht 
mehr liberal und die Grünen schon lange nicht mehr grün im Sinne einer ehrlichen Umweltpolitik. Und die 
in Gendersprache, Cancel-Culture und ‹offene Grenzen für alle› verliebte Linke ist alles Mögliche, nur nicht 
links in der Tradition der Arbeiterbewegung. 
Ist dieses vernichtende Urteil über unsere Parteien nur billige Polemik? Leider nicht. Das Christentum ist 
die Religion der Nächstenliebe. Das Kreuz ist ein Symbol für opferbereite Liebe und Vergebung. Dass CDU 
und CSU, die für Aufrüstung, Krieg und Sozialabbau werben, damit nichts mehr zu tun haben, ist offensicht-
lich. Wahrscheinlich, um ihr schlechtes Gewissen zu beruhigen, will die CDU jetzt ‹Gott› in die Landesverfas-
sungen aufnehmen. 

https://www.randalolson.com/2026/02/07/the-are-you-sure-problem-why-your-ai-keeps-changing-its-mind/
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Die SPD hat die Friedenspolitik Willy Brandts verraten und steht seit ihrer ‹Reformagenda› für Lohndrücke-
rei und Rentenkürzung. Millionen Rentner, Arbeitnehmer und Arbeitslose sind zur AfD gewechselt. Die min-
destens seit zwei Jahrzehnten notwendige programmatische Neuaufstellung der SPD mit einer glaubwürdi-
gen Orientierung auf Frieden und soziale Gerechtigkeit ist bisher ausgeblieben. 
Die FDP hat Hans-Dietrich Genschers Aussenpolitik, die ebenfalls für Frieden und Ausgleich mit Russland 
stand, aufgegeben und während der Corona-Zeit den massiven Abbau von Grundrechten mit exekutiert. 
Die ehemalige Bildungsministerin Bettina Stark-Watzinger wollte sogar Professoren sanktionieren, die für 
Meinungsfreiheit eintraten. Der liberale Rechtsstaat, einst Markenzeichen der Partei, hat in der heutigen 
FDP keine prominenten Fürsprecher mehr. 
 

Unterdrückung der Meinungsfreiheit 
Die Grünen, in den achtziger Jahren Unterstützer der Friedensbewegung, fördern mittlerweile durch Auf-
rüstungs- und Kriegsbefürwortung die Zerstörung der Umwelt und haben keine Skrupel, selbst intakte Wäl-
der durch das Aufstellen von Windrädern schwer zu beschädigen. Ihre langjährigen Aushängeschilder 
Robert Habeck und Annalena Baerbock unterstützten im Einklang mit ihrer Partei die Einschränkung der 
Meinungsfreiheit und verfolgen wie Friedrich Merz und Marie-Agnes Strack-Zimmermann politisch Anders-
denkende mit Beleidigungsklagen. 
Die Linke, die neuerdings von den Mainstream-Medien hochgeschrieben und von der dubiosen NGO Cam-
pact bei Wahlkämpfen unterstützt wird, hat, wie die SPD, die nichtakademischen Arbeitnehmer weitgehend 
verloren. Sie stimmt im Bundesrat für Aufrüstung und rechtfertigt die ungeheuerlichen, für die Betroffenen 
existenzvernichtenden EU-Sanktionen zur Unterdrückung der Meinungsfreiheit. Sie will unbegrenzte Migra-
tion und befürwortet den Stopp der Lieferung preiswerter Energie aus Russland. Ihre Politik führt so zur 
Erhöhung der Mieten und der Heizkosten. Das hindert sie aber nicht daran, sich den Bürgern als Kämpferin 
gegen die Mietpreisexplosion anzudienen. 
Die AfD hat zwei Flügel. Ein Teil ist eher für Frieden und Ausgleich mit Russland und fordert ein höheres 
gesetzliches Rentenniveau. Der Nato-Flügel mit Alice Weidel, der eine grosse Nähe zu Trumps Republika-
nern hat, befürwortet die Wiedereinführung der Wehrpflicht und will 5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) fürs Militär ausgeben. Das führt zu erheblichen Kürzungen im Sozialstaat. Weidel und ihre Unterstüt-
zer vertreten, wie ihre amerikanischen Freunde, massive Steuersenkungen für die oberen Zehntausend. Im 
Bundestag stimmt die AfD, wenn sie Farbe bekennen muss, gegen Verbesserungen beim Mindestlohn und 
bei den Renten. 
Das BSW, das als einzige Partei gegen Aufrüstung und Sozialabbau kämpft, für Frieden und Diplomatie 
wirbt und kompromisslos für die Meinungsfreiheit eintritt, wird von der selbsternannten ‹demokratischen 
Mitte› rechtswidrig vom Bundestag ferngehalten. Die Überprüfung in wenigen Wahllokalen zeigte, dass die 
neue Partei die 5-Prozent-Hürde mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit überwunden hat. Ob 
nachgezählt wird oder nicht, entscheidet jetzt das Bundesverfassungsgericht. Aber dessen Senate wurden 
bisher nach dem Schlüssel «Drei Vorschläge von der CDU, drei von der SPD, einer von der FDP und einer 
von den Grünen» zusammengesetzt. Nach dem erneuten gemeinsamen Essen der Verfassungsrichter mit 
der Bundesregierung im Kanzleramt befürchten viele, dass sie aus falschverstandener Loyalität zu den sie 
vorschlagenden Parteien die Nachzählung der Stimmen zur Bundestagswahl verhindern werden. 
 

Um die festgefahrene Situation aufzubrechen, brauchen wir Veränderungen! Hier einige Vorschläge: 
1. Wie in der Schweiz müssen Volksentscheide Bestandteil der deutschen Verfassung werden. 
2. Die Abwahl von Politikern durch einen Volksentscheid muss gesetzlich ermöglicht werden. 
3. Expertenregierungen sollten die Brandmauerblockade auflösen und den Weg zu Parlamentsabstimmun-

gen freimachen, in denen mit wechselnden Mehrheiten in der Sache entschieden wird. 
4. Statt für die Verteidigung sollte Deutschland die Ausgaben für Bildung und Forschung um 3 Prozent 

des BIP steigern, weil Investitionen in Bildung und Forschung mit Abstand den grösten volkswirtschaft-
lichen Nutzen haben und weit mehr neue Arbeitsplätze schaffen. 

 
Churchills ironische Lobpreisung 

Kommt es nicht zu solchen Reformen, dann könnte es sein, dass Churchills ironische Lobpreisung der 
Demokratie – «Die Demokratie ist die schlechteste aller Regierungsformen, abgesehen von all den anderen 
Formen, die bisher ausprobiert worden sind» – ihren Charme verliert. Denn Demokratie kann nur mit gut 
informierten Wählern funktionieren, die während ihrer Ausbildung befähigt wurden, selbstständig zu urtei-
len. Ein gutes Bildungssystem ist ihr Lebenselixier. Wenn es fehlt, dann könnte ein anderes Zitat Churchills 
aktuell werden: «Das beste Argument gegen die Demokratie ist ein fünfminütiges Gespräch mit einem 
durchschnittlichen Wähler.» 
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Aus ihrer Geschichte ist es nachvollziehbar, dass in Polen (hier Ministerpräsident Donald Tusk)  

und in den baltischen Staaten Angst vor Russland geschürt werden kann.  
Diese Angst nützt die militärisch-industrielle Lobby aus. © TOI 

 

«Berechtigte Zweifel, dass Russland die Nato bedroht» 
Es werde Angst vor Russland geschürt, damit die Unterstützung der Ukraine nicht 
erlahmt, sagt Sicherheitsforscher Johannes Varwick. 
Upg. 
 
upg. Wegen der Bedrohung Russlands seien Rekordausgaben zum Aufrüsten ‹zwingend 
notwendig›»: So der allgemeine Tenor.  
«Daran gibt es berechtigte Zweifel», meint Johannes Varwick* in seinem soeben 
erschienenen Buch ‹Stark für den Frieden – Was jetzt für eine rationale Sicherheitspolitik 
zu tun ist›**.  
 
Weil Stimmen, die das Aufstocken der Rüstungsausgaben in Frage stellen, wenig zu 
Wort kommen, übernehmen wir im Folgenden mit Einverständnis des Verlags einige 
Auszüge des Buches.  
Zwischentitel von der Redaktion. 

           Johannes Varwick © Wifis  
 

Der Kräftevergleich Nato-Russland 
«So dumm ist Putin nicht. Solange er davon ausgehen muss, dass die Nato auf einen Angriff militärisch 
reagiert, wird er nicht versuchen, sich Litauen oder andere baltische Staaten einzuverleiben – geschweige 
denn Deutschland anzugreifen. Für Hysterie besteht überhaupt kein Anlass.»  
Das sagte der Friedens- und Konfliktforscher Herbert Wulf.  
Michael Rühle, ein langjähriger deutscher Nato-Mitarbeiter, erklärte in ‹Cicero›: 
«Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht ein deutscher General, ein Militärhistoriker oder ein Politikprofessor 
mit sorgenvollem Stirnrunzeln seine Einschätzung zum bevorstehenden Angriff Russlands zum Besten gibt. 
In spätestens drei, vier oder fünf Jahren, so orakeln die Kassandras, könnte Russland in der Lage sein, die 
Nato anzugreifen.» 
 

Kalkulierte politische Botschaften 
Bei diesem ‹Wettbewerb der Schwarzseher›, erklärte Rühle, «handelt es sich um keine seriösen Bedro-
hungsanalysen, sondern um kalkulierte politische Botschaften, mit denen man vor allem verhindern will, 
dass die westliche Unterstützung für die Ukraine nachlässt».  
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Experten wie Carlo Masala oder Sönke Neitzel – also jene, welche die Bedrohungsperzeption inklusive der 
Zeitlinie 2029 öffentlich in die Medien trugen – geben inzwischen zumindest implizit zu, auf welch dünner 
Grundlage ihre Argumentation fusst.  
So meint Carlo Masala in einem ‹Zeit›-Interview auf die Frage, worauf sein Szenario basiere: «Wir bereiten 
uns auf den schlimmsten Fall vor … Politiker müssen sagen, dass Russland 2029 einen Krieg führen könnte, 
um die Menschen auf höhere Verteidigungsmassnahmen einzustimmen.» 
Und Sönke Neitzel an gleicher Stelle, warum er denke, dass wir den letzten friedlichen Sommer erleben: 
«Ich halte das für ein Szenario, das wir nicht ausschliessen können. Meine Warnung basiert auf Gesprächen 
mit Experten aus Sicherheitskreisen. Denn: Wer Putin Schwäche zeigt, ist bedroht.»  
Mit wem genau Neitzel sprach, könne er übrigens nicht sagen. Na dann! 
 

*Autor Johannes Varwick 
Varwick ist Professor für Internationale Beziehungen und europäische Politik an der Universität Halle-Wit-
tenberg. Seit Mai 2024 präsidiert er das Wissenschaftliche Forum Internationale Sicherheit (WIFIS). Anfang 
2003 war Varwick Fellow am State Departement in Washington und von August 1999 bis Oktober 2000 
Leiter des Bereichs europäische Sicherheitspolitik am Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für 
Auswärtige Politik. Er ist Autor mehrerer Bücher über internationale Beziehungen. 
 

Die Zahlen 
Die Fakten sehen anders aus: Die Nato-Staaten geben etwa zehnmal so viel Geld für Rüstung aus wie Russ-
land. Den insgesamt rund 1474 Milliarden Dollar, die alle derzeit 32 Nato-Staaten 2024 gemeinsam auf-
wenden, steht ein russischer Verteidigungshaushalt gegenüber, der – obschon er ebenfalls rasant wächst – 
ein Bruchteil davon beträgt.  
Dies gilt selbst dann, wenn man nur die Ausgaben der europäischen Staaten addiert. Diese liegen bei ins-
gesamt 507 Milliarden Dollar.  
Damit stellt sich die Frage, auf welcher Bedrohungsanalyse die Aussage beruht: «Angriff Russlands auf die 
Nato im Jahr 2029.»  
Unstrittig ist, dass Russland etwa ein Drittel seines gesamten Staatshaushaltes für Rüstung investiert (das 
entspricht gut sieben Prozent seines Bruttoinlandprodukts) und die russischen Militärausgaben in den ver-
gangenen Jahren rasant gestiegen sind. Nach Angaben des Stockholmer Friedensforschungsinstituts SIPRI 
beträgt der russische Verteidigungshaushalt im Jahr 2024 rund 149 Milliarden Dollar. Solchen Zahlen ist 
mit einer gewissen Vorsicht zu begegnen, denn einerseits gibt es neben dem Haushaltsposten ‹nationale 
Verteidigung› noch andere militärisch relevante Posten, wie etwa Raumfahrtprogramme und paramilitäri-
sche Verbände.  
Andererseits würde eine (schwer messbare) Kaufkraftbereinigung die tatsächliche Wirtschaftskraft hinter 
diesen Zahlen besser widerspiegeln, da der Wert der Waren und Dienstleistungen, die Russland mit seinem 
BIP kaufen kann, eine andere Perspektive als die reine Geldmenge in Dollar bietet. Aber auch unter Berück-
sichtigung der unterschiedlichen Kaufkraft bleibt das deutliche Übergewicht zugunsten der Nato bestehen 
– und dies trotz der Tatsache, dass Russland ein nach innen wie aussen militarisierter Staat ist.  
 

Andere wichtige Parameter 
Der Nato sind mit Finnland und jüngst Schweden zwei neue Staaten beigetreten. Sie umfasst nun 32 Staa-
ten. Damit erfährt die Allianz eine strategische Verstärkung an ihrer Nordostflanke beziehungsweise der 
Ostsee und verstärkt zugleich das strukturelle Ungleichgewicht im Verhältnis zu Russland, das nun eine 
weitere, 1300 Kilometer lange Grenze mit der Nato hat.  
Nicht zuletzt ist der russische Flottenstützpunkt Murmansk – der Heimathafen eines Grossteils der nuklea-
ren U-Boot-Flotte – einem hohen Risiko ausgesetzt: Schweden und Finnland haben den USA etwa 30 Stütz-
punkte zur temporären Nutzung zur Verfügung gestellt. Dort finden regelmässig Patrouillenflüge von US-
Kampfbombern statt (darunter B-52).  

 
Fünfmal mehr Kampfflugzeuge 

Bei den Grosswaffensystemen übertrifft die Nato Russland dreifach. Ein Beispiel: Über 5400 Kampfflugzeu-
ge der Nato-Staaten stehen gut 1000 russischen gegenüber. Die Nato-Staaten verfügen über weit mehr als 
3 Millionen aktive Soldatinnen und Soldaten, Russland über 1,3 Millionen.  
Der Krieg gegen die Ukraine hat die russischen Defizite bei Kommandostruktur, Transportfähigkeit, Techno-
logie und Kampfkraft deutlich aufgezeigt.  
Selbst ohne die USA und Kanada sind die europäischen Nato-Staaten Russland überlegen, auch mit moder-
neren und leistungsfähigeren Waffensystemen.  
Lediglich bei den Atomwaffen herrscht ein strategisches Gleichgewicht.  
Insgesamt hat die Nato in den vergangenen Jahren auf den russischen Angriffskrieg umfassend reagiert 
und ihre Verteidigungspläne für die sogenannte Ostflanke angepasst. Mit dem neuen ‹Nato Force Modell›, 
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dem Konzept der ‹Multi Domain Operations›, der Aufstellung einer ‹Very High Readiness Joint Task Force› 
(VJTF), der Stationierung von Truppen im Baltikum (‹Enhanced Forward Presence›) und anderem mehr 
spricht alles dafür, dass die Nato jeder russischen Aggression militärisch begegnen kann und sie damit 
wirksam abschreckt.  
Das heisst, ein eventueller russischer Angriff auf die Nato würde eine vernichtende militärische Reaktion 
auslösen, die vorrangig Kaliningrad, die russische Ostseeflotte und den westlichen Grenzraum Russlands 
treffen würde – für Moskau ein existenzielles Risiko. Trotz aggressiver Rhetorik gibt es kaum Hinweise dar-
auf, dass Russland bereit oder fähig wäre, ein solches Risiko einzugehen. 
So kommt eine umfassende Studie, unter anderen von Professor Herbert Wulf, zum nachvollziehbaren 
Schluss: «Die Analyse der militärischen Kapazitäten der Nato und Russlands lässt keinen Zweifel an der 
allgemeinen militärischen Überlegenheit der Nato.»  
 

«Rationale Sicherheitspolitik statt Alarmismus» 
Im April 2025 habe ich gemeinsam mit einer Gruppe von 15 Sicherheitsexperten die Stellungnahme ‹Ratio-
nale Sicherheitspolitik statt Alarmismus› verfasst. Zu den Unterzeichnern gehören meine Professorenkolle-
gen Christian Hacke, August Pradetto, Michael Brzoska, Michael Staack, Conrad Schetter und Herbert Wulf 
(früherer Direktor an der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg), Elmar Wiesendahl, sowie der 
pensionierte Brigadegeneral Reiner Schwalb (von 2011 bis 2018 Verteidigungsattaché an der deutschen 
Botschaft in Moskau). 
Wir stellen dort fest, dass «die derzeitige sicherheitspolitische Debatte in Deutschland Mass und Mitte ver-
lassen» habe. Eine verteidigungsfähige Bundeswehr und eine Verbesserung der sicherheitspolitischen 
Handlungsfähigkeit Europas seien unstrittig notwendig.  
Im Folgenden einige Auszüge aus unserer Stellungnahme. 
 

Die Gefahren realistisch einschätzen 
Dazu gehören sinnvolle Investitionen in eine defensive Ausstattung der Streitkräfte, die abschrecken, aber 
nicht weiter das Sicherheitsdilemma verschärfen, sowie eine möglichst einheitliche europäische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik. Doch der derzeit verbreitete Alarmismus in Teilen der Politik und der Me-
dien ist nicht plausibel und basiert auf keiner seriösen Bedrohungsanalyse.  
Ein nüchterner Blick auf die ökonomischen und militärischen Kapazitäten wie auch die (realisierbaren) Ab-
sichten Russlands ergibt, dass wenig dafür spricht, dass Russland sich mit der Nato militärisch anlegen 
und deren Territorium angreifen könnte oder nur wollte. 
Ein Russland, das grosse Schwierigkeiten hat, seine Ziele in der Ukraine zu erreichen, ist eine beherrschbare 
militärische Bedrohung.  
Zudem ist die Nato heute und auf absehbare Zeit in praktisch allen militärischen Belangen ungleich stärker 
als Russland. Dies gilt selbst dann, wenn man nur die Ausgaben beziehungsweise die Ausstattung der euro-
päischen Staaten inklusive Grossbritannien addiert.  
In den europäischen Armeen gibt es zugleich deutliche Schwächen, etwa bei Luftabwehr, Drohnen und 
Munition, die aber zu beheben sind – was auch Geld kostet. Ohne eine verlässliche amerikanische Sicher-
heitsgarantie muss sich Europa sicherheitspolitisch neu aufstellen. 
 
 

Ist ihre Boshaftigkeit in ihren Genen verankert? 
Die 130-jährige Bilanz der deutschen Eliten: 

zwei Weltkriege, sechs Völkermorde, 
darunter die heutige Mitschuld in Palästina 

Felix Abt, Februar 19, 2026 
 

Die lange Spur deutscher Staatsverbrechen – von Namibia und China über die Ukraine 
bis Palästina 
 

Der Champion der Heuchelei: Deutschlands 130-jähriges Erbe an Völkermord und Krieg 
In einem Gespräch zwischen dem Comedian und Podcaster Dave Smith und dem investigativen Journali-
sten Max Blumenthal – beide jüdische Amerikaner – argumentiert Blumenthal: «Deutschland unter Druck zu 
setzen, alle Waffenlieferungen an Israel zu stoppen, könnte den Völkermord tatsächlich beenden und Leben 
retten.» 
Die Geschichte spricht eine andere Sprache. Deutsche Eliten haben in 130 Jahren zwei Weltkriege und 
sechs Völkermorde angezettelt; ihre Bilanz gehört zu den kriminellsten der Menschheitsgeschichte. 
Deutschlands Erbe und sein aktuelles Verhalten bleiben einzigartig – als wäre das Böse genetisch verankert. 
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Von deutschem Boden gingen zwei Weltkriege des 20. Jahrhunderts aus, die zig Millionen Tote forderten – 
darunter 15 Millionen ermordete russische Zivilisten –, neben dem Holocaust in Europa, dem Völkermord 
an Herero und Nama in Afrika, den Massakern von 1900 in China sowie dem Massenmord an Millionen 
weiteren Chinesen durch die Achsenmächte, die in Berlin mit dem Dreimächtepakt geschmiedet wurden. 
 

Die Exportnation des Todes: Chemiewaffen, Proxy-Kriege und Deutschlands dunkle Seite 
Darüber hinaus rüstete Deutschland Saddam Husseins Irak mit den Mitteln aus, um Iraner während seines 
westlich unterstützten Angriffskriegs gegen den Iran zu vergasen. 
Deutschland unterstützte auch massiv ein Regime in der Ukraine, das 2014 durch einen Putsch gegen eine 
demokratisch legitimierte Regierung an die Macht gelangte. Es erhob den russophoben Nazi-Kollaborateur 
und Massenmörder Stepan Bandera zum Nationalhelden, machte seine Ideologie zur offiziellen Staatsdok-
trin, benannte Strassen, Plätze und Stadien nach ihm – und verbot gleichzeitig russischsprachige Bücher, 
die Russisch-Orthodoxe Kirche, russischsprachige Parteien sowie die russische Sprache selbst, die Mutter-
sprache von Millionen Ukrainern ist. Damit legten die heutigen deutschen Eliten offen, wie eng sie erneut 
mit der Ideologie der 1930er-Jahre verbunden sind. 
 

Die grosse Umkehrung: 
Geschichte umschreiben und die Gegenwart auf den nächsten grossen Krieg vorbereiten 

Heute leugnet Deutschland nicht nur den sichtbaren Völkermord in Palästina, sondern befeuert ihn aktiv 
als einer der wichtigsten Waffenlieferanten Israels. 
Gleichzeitig mobilisieren deutsche Führer Militär, Wirtschaft und Bevölkerung wieder für einen Krieg gegen 
Russland. Sie beleben die Theorie wieder, der Einmarsch in die Sowjetunion 1941 sei ein ‹Präventivschlag› 
gewesen – obwohl Hitlers ‹Mein Kampf› (1925, S. 137 und 750) seine Absicht zur Eroberung und Vernich-
tung explizit dokumentiert. 
Eine geradezu perverse, systematische Schuldumkehr ist im Gange: Deutsche werden zu Opfern stilisiert, 
Russen und Sowjets zu Tätern gemacht. Die Fakten sprechen für sich selbst: 
• Im Ostfeldzug wurden etwa 15 Millionen russische Zivilisten getötet – weit mehr als die 6 Millionen Holo-

caust-Opfer –, doch das findet kaum Beachtung. 
• Befehle wie der Barbarossa-Erlass und der Kommissarbefehl befahlen der Wehrmacht systematische 

Zivilhinrichtungen, nicht nur der SS. 
• Schlüsselfiguren wie Generalstabschef Franz Halder blieben nach dem Krieg straffrei; stattdessen heuer-

te sie die USA an, um die offizielle Geschichte des Ostfeldzugs zu schreiben. 
• In den Nürnberger Prozessen wurden nur wenige ‹Quoten-Nazis› hingerichtet. Viele Urteile aus dem Ein-

satzgruppen-Prozess wurden später umgewandelt. 
 

Die am meisten unterschlagenen Verbrechen: Deutschlands ‹erste› Völkermorde 
Betrachten wir die am stärksten verdrängten deutschen Völkermorde, die Eliten lieber ignorieren: 
Von Zyklon B bis Sarin: Deutschlands industrielle Rolle bei zwei Jahrhunderten des Vergasens – von den 
Nazis über den Iran-Irak-Krieg bis zu Merz ‹Drecksarbeit›-Verteidigung 
Während des Iran-Irak-Kriegs 1980–1988 setzte Saddam Husseins Regime Chemiewaffen wahllos gegen 
iranische Soldaten und Zivilisten ein. Mehr als 80 deutsche Unternehmen lieferten die entscheidenden Vor-
produkte, Ausrüstung und technisches Know-how, das Irak ermöglichte, Senfgas und Nervengase wie Sarin 
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herzustellen. Diese Angriffe kosteten Zehntausende Iraner das Leben und verursachten bei Zehntausenden 
weiteren bleibende Schäden an Atmung, Nervensystem und Sehvermögen. 
Zivilisten in Grenzregionen litten entsetzlich, als Giftgaswolken in Dörfer, Felder und Städte zogen und ganze 
Familien, Bauern und ungeschützte medizinische Teams trafen. Innerhalb des Iraks dienten Chemiewaffen 
der Terrorisierung und Entvölkerung kurdischer Gebiete – am berüchtigtsten beim Massaker von Halabja 
im März 1988, wo etwa 5000 Zivilisten, vorwiegend Frauen, Kinder und Alte, an einem einzigen Tag starben 
und Tausende weitere zu lebenslangem Leid verdammt wurden. 
Das gewaltige Ausmass dieser Verbrechen unterstreicht die tiefe menschliche Katastrophe durch Deutsch-
lands industrielle Mittäterschaft an einer der schlimmsten Chemiewaffen-Kampagnen des späten 20. Jahr-
hunderts. Einmal mehr stand Deutschland an vorderster Front industriell organisierter Massenmorde. 
Das letzte Mal, dass Deutschland direkt am Vergasen von Menschen beteiligt war, liegt kaum acht Jahrzehn-
te zurück: Unter dem NS-Regime vergasten Deutsche Juden, Roma (oft ‹Zigeuner› genannt), Homosexuelle, 
politische Gegner wie Kommunisten, Sozialisten und Gewerkschafter sowie andere als ‹Untermenschen› 
eingestufte Gruppen wie Zeugen Jehovas, Schwarze, Slawen, sowjetische Kriegsgefangene und Obdachlose. 
Bundeskanzler Friedrich Merz setzt diese düstere Tradition der Gewalt fort. Er verteidigte vehement Israels 
12-tägigen Krieg gegen den Iran im Juni 2025 – einen unprovozierten Angriff, der Hunderte iranische Mili-
tärangehörige tötete, Atomwissenschaftler mitsamt ihren Familien ermordete und gezielt zivile Gebiete so-
wie friedliche Atomanlagen traf. 
Solche Brutalität als notwendig oder gerechtfertigt darzustellen, ist schlicht obszön. Merz Charakterisierung 
von Israels illegalem Angriffskrieg als ‹Drecksarbeit im Auftrag der Welt› erinnert unheimlich an den gefähr-
lichen Militarismus, der Deutschlands dunkelstes Kapitel prägte. 
 

Das vergessene Massaker: Deutschlands erster Völkermord in China 
1900 brach im Norden Chinas der Boxeraufstand aus – eine verzweifelte Rebellion gegen fremde Ausbeut-
ung. Deutschland schloss sich der Acht-Nationen-Allianz spät an, schlug aber am brutalsten zu. Kaiser 
Wilhelm II. berüchtigte ‹Hunnenrede› forderte die Truppen auf, keine Gefangenen zu machen und den deut-
schen Namen gefürchtet zu machen. 
Unter Feldmarschall von Waldersee verwüsteten deutsche Expeditionen die Provinz Zhili, brannten Dörfer 
nieder und richteten erwachsene Männer massenhaft hin (besonders beim Massaker von Liangxiang). Zeit-
genössische Berichte beschreiben deutsche Truppen als aussergewöhnlich grausam. 
Historiker erkennen diese Operationen – Massenhinrichtungen, Dorfauslöschungen und Terror gegen Zivili-
sten – heute als Deutschlands ersten Völkermord des 20. Jahrhunderts an, der die Blaupause für den 
Völkermord an Herero und Nama sowie den Holocaust lieferte. 
 

Der zweite Völkermord: Die Ausrottung von Herero und Nama 
Zwischen 1904 und 1908 rotteten deutsche Truppen unter General von Trotha in dem heutigen Namibia 
die Völker der Herero und Nama systematisch aus. Nach der Schlacht am Waterberg trieb man Überleben-
de in die wasserlose Omaheke-Wüste, Quellen wurden versiegelt. 
Von Trothas ‹Vernichtungsbefehl› zielte auf Männer, Frauen und Kinder gleichermassen. Überlebende litten 
in brutalen Konzentrationslagern wie Shark Island unter Zwangsarbeit, Verhungern, Hinrichtungen und 
sexueller Gewalt. Bis 1908 waren 70–80% der Herero und 50% der Nama tot. Dieser Feldzug erfand Kon-
zentrationslager und rassistisch begründeten Massenmord, die später im Holocaust zentral wurden. 
 

Selektive Abbitte und die Renaissance des selbstgerechten moralischen Zeigefingers 
Deutschland unterdrückte und verschleierte die Geschichte des Völkermords an den Herero und Nama 
über mehr als ein Jahrhundert hinweg und gewährte erst 2021 eine formelle Anerkennung – während es 
direkte Reparationen verweigerte und stattdessen lediglich ‹Entwicklungshilfe› für die Nachkommen anbot. 
Diese selektive Busse entlarvt anhaltende Heuchelei: Deutschland sühnt nur, wenn es passt, während es 
moderne Regime unterstützt, die genau die Verbrechen begehen, die es einst erfand. 
Dennoch tingeln deutsche Politiker weltweit herum, wedeln mit dem moralischen Zeigefinger wie niemand 
sonst und dozieren über ‹höhere Werte› – während sie den nächsten Krieg gegen Russland vorbereiten in 
unverantwortlicher Weise einen Dritten Weltkrieg riskieren und sich erneut als Komplizen bei einem Völker-
mord im Nahen Osten erweisen. 
Die heutigen deutschen Eliten samt ihren parteilichen Medien, die Objektivität und Fairness längst gegen 
Einseitigkeit eingetauscht haben, sind die unangefochtenen Weltmeister der Heuchelei – ebenso verlogen 
und gefährlich wie ihre Vorgänger im 20. Jahrhundert. Seid gewarnt! 
Felix Abt ist ein in Asien ansässiger Unternehmer, Autor (felixabt.substack.com) und Reiseblogger 
(youtube.com/@lixplore). 
Quelle: https://uncutnews.ch/ist-ihre-boshaftigkeit-in-ihren-genen-verankert-die-130-jaehrige-bilanz-der-deutschen-
eliten-zwei-weltkriege-sechs-voelkermorde-darunter-die-heutige-mitschuld-in-palaestina/ 
 

mailto:youtube.com/@lixplore
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Facebook-Nutzer George Kwong: Reproduction is no longer exclusively a personal matter – 
Die Fortpflanzung ist nicht mehr ausschliesslich eine persönliche Angelegenheit! 

 

 
 
Die Fortpflanzung ist nicht mehr ausschliesslich eine persönliche Angelegenheit. Die Gesellschaft muss bei 
der Regulierung dieser lebenswichtigen Funktion ein Mitspracherecht und eine gewisse Weisungsbefugnis 
haben. Die Wünsche der menschlichen Paare sind sehr wichtig, aber sie dürfen die Gesellschaft als Ganzes 
nicht ausser Acht lassen. Das allgemeine Wohlergehen dieser und künftiger Generationen muss bei der 
Entwicklung von Plänen für eine vernünftige Steuerung unserer Fortpflanzung verstärkt berücksichtigt 
werden. Kein Mensch sollte ungewollt und unbe-darft auf die Welt gebracht werden. Kein Kind sollte durch 
Unachtsamkeit gezeugt werden. Wenn jedes Leben einen Wert haben soll, muss jede Zeugung Teil eines 
geordneten Plans von zwei Eltern sein, die sich ihrer Verantwortung für das Kind und die Gesellschaft 
bewusst sind. 
 

George Kwong 
Quelle:https://www.facebook.com/groups/136507913150251/posts/3119961688138177/?comment_id=31215545

04645562&notif_id=1710329001813654&notif_t=group_comment 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

https://www.facebook.com/groups/136507913150251/posts/3119961688138177/?comment_id=3121554504645562&notif_id=1710329001813654&notif_t=group_comment
https://www.facebook.com/groups/136507913150251/posts/3119961688138177/?comment_id=3121554504645562&notif_id=1710329001813654&notif_t=group_comment
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Über die Symbole der Schöpfungsenergielehre 
Von Bernadette Brand, Schweiz 

 
Grundsätzlich gilt: Jedes einzelne Symbol der Schöpfungsenergielehre ist absolut und völlig neutral, was 
auch für das Friedenssymbol gilt. 
Ebenso grundsätzlich ist jedoch festzuhalten, dass jedes einzelne Symbol über eine eigene unverwechsel-
bare und typische Formensprache verfügt, die es einzigartig macht. Zu dieser Formensprache gehören 
nicht nur die effektiven linearen Formen, sondern auch die Stellung des Symbols innerhalb des breiten 
schwarzen Rahmens, der für jedes Symbol unverzichtbar ist, sowie die Proportionen der Linienstärken und 
– wenn vorhanden, auch für die Farben – folglich also insgesamt für das individuelle Gesamterscheinungs-
bild jedes Symboles, was nicht nur von Bedeutung, sondern sehr wichtig ist. 
Bei der Formensprache handelt es sich um eine Art der archetypischen visuellen Kommunikation, durch 
die die unbewusste und bewusste Wahrnehmung des Betrachters angesprochen wird. Aufgrund des arche-
typischen jahrhunderttausende alten Wissens, das jedem Menschen aufgrund der in der ‹eigenen› Schöp-
fungsenergielinie gespeicherten Informationen zur Verfügung steht, nimmt sein Unbewusstes die ‹Botschaf-
ten› der Formensprache auf und beginnt sie aufgrund des in der Schöpfungsenergieform eingelagerten 
Wissens impulsmässig zu interpretieren und richtig zu verstehen, wodurch dies dann entsprechende Impul-
se auslöst und diese an den alles überlagernden Bewusstseinskomplex weiterleitet und freigibt, der dann 
dem Symbol entsprechend zu reagieren beginnt und Assoziationen, Ideen und Reaktionen erzeugt, die im 
bewussten Bewusstsein aufgenommen und der Formensprache entsprechend verarbeitet sowie nach aus-
sen als Handlung umgesetzt werden. 
Jedes Symbol ist komplex und in sich absolut und in jeder Weise streng neutral und passiv. Es veranlasst 
also absolut nichts Negatives oder Positives im Bewusstsein des Menschen, sondern es ist explizit lediglich 
Ausdruck bzw. Träger bestimmter negativer, ausgeglichener oder positiver Informationen, deren Interpreta-
tionen durch den Menschen selbst erfolgen und geformt werden. Dies ergibt sich durch sein Denken, das 
durch die Einflüsse der Umwelt, wie Erziehung und gar Indoktrination aufkommt, das dann durch seinen 
gesamten Bewusstseinskomplex umgesetzt und gesteuert wird, und zwar präzise und entsprechend den 
Informationswerten des jeweiligen Symbols. 
 

Das existierende und weltweit kursierende falsche ‹Friedenssymbol› mit der Todesrune, 
das wahrheitlich einem ‹Todessymbol› und ‹Hasssymbol› entspricht, wurde im Jahr 1958 
vom britischen Grafiker Gerald Holtom im Auftrag der britischen Kampagne zur nuklearen 
Abrüstung erdacht und erstellt, und zwar ohne Vorauskenntnis, dass sein Werk Böses, 
Krieg, Verbrechen, Leid, Elend, Tod und Zerstörung fordern wird. 
So wurde es also absolut unausweichlich, dass das falsche ‹Friedenssymbol› – das kelti-
sche ‹Todesrunesymbol› – bis heute Spaltung, Unfrieden und Zerstörung hervorruft, wie 

das täglich festzustellen ist, seit dieses Symbol fälschlich und unverantwortlich als ‹Friedenssymbol› 
interpretiert und dieserart weltweit fälschlich genutzt wird und damit Unfrieden, Streit, Krieg, Terror und 
Tod verbreitet. Nur schon bei oberflächlicher Betrachtung des Symbols wird klar, dass es nicht das 
Geringste mit Frieden, sondern mit Gewalt, Aggression, Zerstörung und Vernichtung zu tun hat.  
Das Symbol ‹Tod, Todesexistenz›, auf dem die Todesrune fusst – assoziiert Spaltung, Unfrieden, Hass, Krieg, 
Terror, Mord und Zerstörung, wie das täglich in immer krasserer Form festzustellen ist, seit dieses Symbol 
fälschlich und unverantwortlich als ‹Friedenssymbol› interpretiert wird und weltweit Verbreitung gefunden 
hat. Was sich seit der Entstehung dieses 1958 erfundenen ‹Todessymbols› mit der Todesrune an bewaffne-
ten Konflikten auf der Erde ergeben hat ist derart gravierend, wie es auf diesem Planeten zuvor niemals 
der Fall war. Es waren nämlich bis zum Monat Mai des Jahres 2024 deren 91 Aufstandskämpfe, Befreiungs-
kriege, Besetzungskriege, Bürgerkriege, Grenzkriege, Invasionskriege, Religionskämpfe, Staatenkriege, Se-
zessionskriege, Terrorhandlungen und sonstige Waffenkonflikte zu verzeichnen, die viele Millionen Tote ge-
fordert haben.  
Nur schon bei oberflächlicher Betrachtung des Symbols wird klar, dass es nicht das Geringste mit Wachs-
tum, Fortschritt und Friedlichkeit zu tun haben kann, denn ein gestürzter Baum, dessen Krone zur Erde 
weist, ist der Inbegriff der Gewalt, des Endes, der Verrottung und des Sterbens. Da die meisten Menschen 
unkontrolliert denken, verarbeiten sie die archetypischen Informationen des Symbols auch in genau der 
Weise der Inhalte, die dieses Symbol umfänglich ‹umschreibt›, weshalb sie dann unbewusst bzw. unkontrol-
liert und unbedacht alles dazu beisteuern, um den Sinn des Symboles umzusetzen und Tatsache werden 
zu lassen, ohne dem Verderben und dem Ende von dem das Symbol ‹spricht› auch nur das Geringste 
entgegenzusetzen. Dadurch, dass sich jene gläubigen Menschen, die das Todessymbol als Friedenssymbol 
missinterpretieren, ihre eigenen Gedanken und Regungen nicht bewusst machen und diese nicht kontrol-
lieren, machen sie sich zu Sklaven des Inhaltes des Symbols – das grundsätzlich völlig neutral einfach einen 
bestimmten Zustand oder Umstand ‹beschreibt›, den sie ungewollt und gläubig umsetzen und Wirklichkeit 
und Tatsache werden lassen. 
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Gegensätzlich zum Symbol ‹Tod, Todesexistenz› beinhaltet das Symbol ‹Frieden› eine 
reiche und auf Wachstum hinweisende Formensprache, die genau wie alle anderen Sym-
bole völlig neutrale archetypische Informationen beinhaltet, die jedoch auf ein friedliches 
und reiches Wachstum, wie auch auf Ruhe und Fortschritt bzw. Evolution hinweisen und 
diese Aussage abschliessend beinhalten. Der lebenspralle Baum, dessen Krone in den 
Himmel weist und der auf einer sprudelnden Quelle thront, verspricht blühendes Wachs-
tum sowie Gedeihen – was durch die stilisierte Lotosblume versinnbildlicht wird, die der 

Krone des Baumes entspringt – wodurch dieser zum eigentlichen Lebensbaum wird. 
Die Betrachtung des Symboles weckt im Menschen friedliche und fortschrittliche Assoziationen und lässt 
diese hochkommen, wobei sie auf Gedeihen, Wachstum und eine reiche Ernte hinweisen, wodurch der 
Mensch wertvolle Regungen, Ahnungen und Ideen sowie Gedanken und ein Streben nach Friedlichkeit, 
Wachstum, Aufblühen und Fortschritt in sich auslöst und aufbaut, weil er sein eigenes untergründiges 
Wissen seiner Schöpfungslebensenergie anzapft und bestrebt wird, dieses laufend auf und auszubauen 
und es also evolutiv zu erweitern, dies einfach deshalb, weil der Mensch durch das Wahrnehmen des 
Symbols bewusst seinem klaren Verstand und seiner Vernunft mächtig wird, infolgedessen er die arche-
typische Information der Formensprache des Symboles aufnimmt und diese evolutiv verwertet, um alles in 
den Wert des diesbezüglich richtigen Handelns, Wirkens und Verhaltens umzusetzen. 

 
 

Verbreitet das richtige Friedenssymbol, denn es ist äusserst wichtig. 

Das falsche Symbol, die Todesrune, ☮ schafft Unfrieden, Hass und Unheil 

Nutzt euer Auto und klebt das richtige Friedenssymbol 
darauf und verbreitet es! 

 
Fertigt das richtige Friedenssymbol zu Fahnen und lasst sie im Wind flattern. 

 

 
Schöpfungsenergielehre-Symbol ‹Frieden› 
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Verbreitung des richtigen Friedenssymbols 
 

Das falsche Friedenssymbol – die heute weltweit verbreitete sogenannte 
<Todesrune>, die aus den keltischen Futhark-Runen resp. der umgedrehten Algiz-
Rune fabriziert wurde – ist der eigentliche Inbegriff negativer Einflüsse und 
schafft zerstörerische Schwingungen hinsichtlich Unfrieden, Fehden und  Hass, 
Rache, Laster, Süchte und Hörigkeit, denn die <Todesrune> bedeutet für viele 
Menschen Reminiszenzen an die NAZI-Zeit, an Tod und Verderben, wie aber auch 
Ambitionen in bezug auf Kriege, Terror, Zerstörungen vieler menschlicher 
Errungenschaften und allen notwendigen Lebensgrundlagen jeder Art und 
weltweit Unfrieden. 
 

Es Ist wirklich dringlichst notwendig, dass die <Todesrune> als falsches 
Friedenssymbol, das Unfrieden und Unruhe schafft, völlig aus der Erdenwelt 

verschwindet und dadurch das uralte sowie richtige Peacesymbol auf der ganzen 
Erde verbreitet und weltbekanntgemacht wird, dessen zentrale Elemente 

Frieden, Freiheit, Harmonie, Stärkung der Lebenskraft, Schutz, 
Wachstum und Weisheit reflektieren, aufbauend wirken und 

sehr besänftigend und friedlich-positiven Schwingungen 
        zum Durchbruch verhelfen, die effectiv Frieden, 

     Freiheit und Harmonie vermitteln können! 
 

Wir wenden uns deshalb an alle FIGU-Mitglieder, an alle FIGU-Interessengruppen, Studien- und Landesgruppen 
sowie an alle vernünftigen und ehrlich nach Frieden, Freiheit, Harmonie, Gerechtigkeit, Wissen und Evolution 

strebenden Menschen, ihr Bestes zu tun und zu geben, um das richtige Friedenssymbol weltweit zu 
verbreiten und Aufklärung zu schaffen über die gefährliche und destruktive Verwendung 

der <Todesrune>, die in Erinnerung an die NAZI-Verbrechen kollektiv im Sinnen und 
Trachten der Menschen Charakterverlotterung, Ausartung und Unheil fördert. 
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Geisteslehre Friedenssymbol 

 
Frieden 

 
Wahrer Frieden kann auf Erden unter der Weltbevölkerung erst dann werden, 
wenn jeder verständige und vernünftige Mensch endlich gewaltlos den ersten 
Tritt dazu macht, um dann nachfolgend in Friedsamkeit jeden weiteren Schritt 
bedacht und bewusst bis zur letzten Konsequenz der Friedenswerdung zu tun. 

SSSC, 10. September 2018, 16.43 h,  Billy 
 

 
   

Es soll FRIEDEN sein auf Erden 
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And there shall be PEACE on Earth 
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